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 Einleitung 

„Die Finanzbehörden haben die Steuern nach Maßgabe der Gesetze gleichmäßig 

festzusetzen und zu erheben. Insbesondere haben sie sicherzustellen, dass Steu-

ern nicht verkürzt, zu Unrecht erhoben oder Steuererstattungen und Steuervergü-

tungen nicht zu Unrecht gewährt oder versagt werden“1. 

In den Betriebsprüfungen der Länder waren im Jahr 2018 bundesweit 13.525 

Prüferinnen und Prüfer tätig. Dabei wurde ein Mehrergebnis von rund 13,9 Mrd. 

Euro festgestellt.2 

Daraus ist abzuleiten, dass es ohne Kontrolle gewiss keine gleichmäßige Besteu-

erung gibt.3 Denn das primäre Ziel der Betriebsprüfung ist die Ermittlung und Be-

urteilung der steuerlich bedeutsamen Sachverhalte, um die Grundsätze der Ge-

setzmäßigkeit der Verwaltung und der Gleichmäßigkeit der Besteuerung sicherzu-

stellen.4 

Die gesetzliche Grundlage der Außenprüfungen und somit auch deren Aufgabe 

ergibt sich aus § 199 Abs. 1 AO: „Der Außenprüfer hat die tatsächlichen und recht-

lichen Verhältnisse, die für die Steuerpflicht und für die Bemessung der Steuer 

maßgebend sind (Besteuerungsgrundlagen), zugunsten wie zuungunsten des 

Steuerpflichtigen zu prüfen“. 

Mit der Einführung des Rechts auf digitalen Datenzugriff durch das StSenkG vom 

23. Oktober 2000 hatte der Gesetzgeber den Außenprüfungsdiensten der Finanz-

verwaltung seit dem 1. Januar 2002 ein Zugriffsrecht auf die elektronische Buch-

führung der Unternehmen durch Änderung und Ergänzung der §§ 146 Abs. 5, 147 

Abs. 2, 5, 6 AO und § 200 Abs. 1 AO eingeräumt und die gesetzlichen Bestimmun-

gen an die Gegebenheiten der Entwicklungen in der EDV angepasst.5 

Die Finanzverwaltung hat dadurch einen erheblich umfangreicheren Zugriff auf 

steuerliche Daten erfahren.6 

Aufgrund des grundsätzlich vorhandenen digitalen Vollzugriffs ergeben sich Mög-

lichkeiten die Außenprüfung noch erfolgreicher und effizienter durchführen zu kön-

nen. Insbesondere durch den kombinierten Einsatz von Analysesoftware wie 

 
1 § 85 Satz 1 und 2 AO. 
2 Vgl. Monatsbericht des BMF Oktober 2019, S. 31. 
3 Vgl. Tipke, Die Steuerrechtsordnung, 1993, Band Ill, S. 1208. 
4 Vgl. Melzer, SteuerStud 10/2016, S. 608. 
5 Vgl. Spreitzer, Haufe Finance Office Professional Online, Rz. 1. 
6 Vgl. Schöbel, StB 06.18, S. 179. 
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beispielsweise IDEA und wissenschaftlichen Methoden wird ein umfangreicher 

Gesamtüberblick über Besteuerungsdaten und ein Ausgangspunkt zur gezielten 

Identifikation von prüfungsrelevanten Sachverhalten erreicht.7 

In Anbetracht der großen Anzahl an Unternehmen in Deutschland reichen die vor-

handenen Personalkapazitäten nur für unbefriedigende Prüfungsquoten im Be-

reich der Kleinst- bis Mittelbetriebe, sodass infolge der statistischen Kurzlebigkeit 

viele von diesen nie intensiv geprüft werden.8 

Insbesondere in Sachsen sind die Personalzahlen sinkend. Im Jahr 2008 gab es 

in den Finanzämtern insgesamt 5.947 Beschäftigte.9 Im Jahr 2018 waren es noch 

5.431 Beschäftigte.10 

Auch im Hinblick auf die Umsetzung der Prüfungsgrundsätze gemäß § 7 BpO in 

Bezug auf die Konzentration hinsichtlich wesentlicher Sachverhalte übernimmt die 

Prüfung digitaler Unterlagen eine besondere Rolle.11 

Umso wichtiger ist daher die Nutzung der oben genannten digitalen Werkzeuge 

und Methoden sowie deren Weiterentwicklung, um eine noch größere Anzahl an 

Betrieben effektiv und effizient prüfen zu können. Deshalb befasst sich die vorlie-

gende Arbeit neben dem Datenzugriff schwerpunktmäßig mit den Datenanalyse-

methoden. 

Das Anliegen der Arbeit ist es herauszuarbeiten, wie Betrugsfälle mithilfe der be-

reits zur Verfügung stehenden Mittel aufgedeckt werden können und ob die Fest-

stellungen vor der Rechtsprechung bestehen. 

Infolge der zunehmenden Digitalisierung und der meines Erachtens bislang zu ge-

ringen Anwendung der Techniken der Datenanalyse möchte ich dies thematisieren 

und darauf sensibilisieren. 

Die Vergangenheit hat gezeigt, wie perfide in digitalen Systemen auf Programmier-

ebene vorgegangen wird. Für ein bundesweites Aufsehen sorgte jüngst ein Fall, 

den Steuerfahnder aus Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen aufdeckten. Ein 

Brüderpaar aus China hatte ein Kassensystem mitsamt Manipulationstool 

 
7 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 8. 
8 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 6. 
9 Vgl. Statistische Berichte über Personal des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände des 
Freistaates Sachsen vom 30. Juni 2008, S. 35. 
10 Vgl. Statistischer Bericht über Personal im öffentlichen Dienst des Freistaates Sachsen vom 30. 
Juni 2018, S. 36. 
11 Vgl. Elektronische Betriebsprüfung - Neue Herausforderungen für Wirtschaftsprüfung und Steu-
erberatung, S. 17. 
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entwickelt und vornehmlich an mehr als tausend Asia-Restaurants in Deutschland 

vertrieben. Diese verkürzten dadurch ihre Umsätze um bis zu 60 Prozent und es 

entstand ein Steuerschaden von ungefähr 500 Millionen Euro. Das genannte Bei-

spiel zeigt auf, wie wichtig Spezialisten und hochentwickelte Tools zur Datenana-

lyse sind.12 

Der Begriff digitale Betriebsprüfung meint die Durchführung einer steuerlichen Au-

ßenprüfung unter Nutzung der digitalen Daten der Steuerpflichtigen.13 

 
12 Vgl. Scholz, AO-StB 2019, S. 226. 
13 Vgl. Wargowske/Greil, FR 2019, S. 608. 
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 Datenzugriff 

Der seit dem 1. Januar 2002 eingefügte § 147 Abs. 6 AO gewährt im Fall der da-

tenverarbeitungsgestützten Buchführung der Außenprüfung ein Zugriffsrecht auf 

diese Daten. Damit wurden die Grundlagen für die sog. digitale Außenprüfung ge-

schaffen. § 147 Abs. 6 AO eröffnet der Außenprüfung das Recht in elektronisch 

geführte Daten und Aufzeichnungen Einsicht zu nehmen und diese maschinell 

auszuwerten.14  

Die Finanzbehörde hat somit das Recht, die mit Hilfe eines DV-Systems erstellten 

und nach § 147 Abs. 1 AO aufbewahrungspflichtigen Unterlagen durch Datenzu-

griff zu prüfen. Das Recht auf Datenzugriff steht der Finanzbehörde nur im Rah-

men der Außenprüfungen zu.15 

Im Gesetz ist zudem explizit geregelt, dass der Steuerpflichtige die Finanzbehörde 

beim Datenzugriff nach § 147 Abs. 6 AO zu unterstützen hat.16 

 GoBD, GoBS und GDPdU 

Zur Erläuterungen und näheren Bestimmung der gesetzlichen Vorschriften zum 

Datenzugriff und als Richtlinien zur Ermessensausübung hat das BMF die 

„Grundsätze zum Datenzugriff und zur Prüfbarkeit digitaler Unterlagen (GDPdU)“ 

vom 16. Juli 2001 in Form eines mit den Ländern koordiniertes BMF-Schreibens 

erlassen. Aufgrund einiger offener Fragen wurde das BMF-Schreiben durch einen 

Frage- und Antwortkatalog ergänzt. Hinsichtlich der „Grundsätze ordnungsgemä-

ßer DV-gestützter Buchführungssysteme (GoBS)“ galten die Bestimmungen des 

BMF-Schreibens vom 7. November 1995. Das BMF hat seine bis dahin ergange-

nen Stellungnahmen ersetzt und zusammenfassend in die „Grundsätze zur ord-

nungsmäßigen Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und 

Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff (GoBD)“ im BMF-

Schreiben vom 14. November 2014 veröffentlicht.17 

Das BMF-Schreiben vom 14. November 2014 wurde mittlerweile durch das BMF-

Schreiben vom 28. November 2019 ersetzt und tritt an deren Stelle mit Wirkung 

zum 1. Januar 2020.18 

 
14 Vgl. Kamps in Streck/Mack/Schwedhelm, Tax Compliance, Rz. 3.70. 
15 Vgl. BMF-Schreiben vom 28.11.2019, Rz. 158. 
16 Vgl. § 200 Abs. 1 Satz 2 AO. 
17 Vgl. Drüen in Tipke/Kruse, AO - Kommentar, 152. Lieferung 04.2018, S. 45, Rz. 69b. 
18 Vgl. BMF-Schreiben vom 28.11.2019, Rz. 183. 
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 Aufbewahrungspflichtige Unterlagen 

Die Unterlagen für den Datenzugriff nach § 147 Abs. 6 AO bestimmen sich nach 

§ 147 Abs. 1 AO. In der genannten Vorschrift sind die geordnet aufzubewahren-

den Unterlagen enumerativ genannt. Dazu zählen Bücher, Aufzeichnungen, Inven-

tare, Jahresabschlüsse, Lageberichte, Eröffnungsbilanzen, empfangene und ab-

gesandte Handels- und Geschäftsbriefe, Buchungsbelege, Unterlagen für Zollfor-

malitäten und Zollkontrollen sowie sonstige Unterlagen, soweit sie für die 

Besteuerung von Bedeutung sind. 

Der sachliche Umfang der Aufbewahrungspflicht in § 147 Abs. 1 AO wird grund-

sätzlich begrenzt durch die Reichweite der zugrunde liegenden Aufzeichnungs-

pflicht. Die Pflicht zur Aufbewahrung von Unterlagen ist akzessorisch, d. h. sie 

setzt stets eine Aufzeichnungspflicht voraus und besteht grundsätzlich nur im Um-

fang der Aufzeichnungspflicht. Eine Pflicht zur Aufbewahrung von Unterlagen, die 

nicht einer Pflicht zur Aufzeichnung von Daten bedingen, ist nach § 147 Abs. 1 AO 

daher nicht zu entnehmen. Demnach gilt dies auch für den Datenzugriff gemäß 

§ 147 Abs. 6 AO.19 

Folglich hat ein Steuerpflichtiger, soweit er nach §§ 140 ff. AO oder anderen Steu-

ergesetzen buchführungs- oder aufzeichnungspflichtig ist, die Unterlagen i. S. d. 

§ 147 Abs. 1 AO aufzubewahren.20 

Auch Steuerpflichtige, die den Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG ermitteln, sind ver-

pflichtet, Aufzeichnungen und Unterlagen nach § 147 Abs. 1 AO aufzubewahren. 

Denn die allgemeinen Ordnungsvorschriften in den §§ 145 ff. AO gelten nicht nur 

für Buchführungs- und Aufzeichnungspflichtige nach den §§ 140 ff. AO.21 

Bezüglich der geordneten Aufbewahrung gilt die Sicherstellung, dass ein sachver-

ständiger Dritter innerhalb angemessener Zeit die Unterlagen prüfen kann.22 

Die nach § 147 Abs. 1 AO aufbewahrungspflichtigen Unterlagen können nach 

§ 147 Abs. 2 AO bis auf wenige Ausnahmen auch auf einem Datenträger aufbe-

wahrt werden, wenn dies den GoB entspricht und gewährleistet ist, dass die Daten 

bildlich und inhaltlich übereinstimmen. Zudem müssen sie während der Dauer der 

 
19 Vgl. BFH vom 24.06.2009 – VIII R 80/06 –, Rz. 19. 
20 Vgl. Drüen in Tipke/Kruse, AO - Kommentar, 152. Lieferung 04.2018, S. 6, Rz. 1. 
21 Vgl. BFH vom 24.06.2009 – VIII R 80/06 –, Rz. 18. 
22 Vgl. BMF-Schreiben vom 28.11.2019, Rz. 117. 
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Aufbewahrungsfrist jederzeit verfügbar sein, unverzüglich lesbar gemacht und ma-

schinell ausgewertet werden können.23 

Sind aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtige Daten, Datensätze, elektroni-

sche Dokumente und elektronische Unterlagen im Unternehmen entstanden oder 

dort eingegangen, sind sie in selbiger Form aufzubewahren und dürfen vor Ablauf 

der Aufbewahrungsfrist nicht gelöscht werden. Eine Aufbewahrung in ausschließ-

lich ausgedruckter Form ist nicht möglich. Die elektronischen Dokumente müssen 

über die Dauer der Aufbewahrungsfrist unveränderbar erhalten bleiben (z. B. per 

E-Mail eingegangene Rechnung als PDF oder bildlich als Pixelgrafik erfasste Pa-

pierbelege). Eine Ausnahme besteht dabei für Handels- und Geschäftsbriefe, die 

rein in Papierform aufbewahrt werden können.24 

Ein elektronisches Dokument ist mit einem nachvollziehbaren und eindeutigen In-

dex zu versehen, welcher direkt und über die gesamte Aufbewahrungsfrist mit dem 

elektronischen Dokument zu verknüpfen ist. Es ist zu gewährleisten, dass das 

elektronische Dokument unter dem Index verwaltet werden kann. Eine Buchfüh-

rung ist jedoch nicht zu beanstanden, wenn aus organisatorischen Gründen kein 

Index besteht und in angemessener Zeit eine Überprüfung auch ohne Index mög-

lich ist.25 

 Außenprüfungen 

Gemäß § 147 Abs. 6 Satz 1 AO ist ein Datenzugriff nur im Rahmen einer Außen-

prüfung gestattet. 

Das Recht auf Datenzugriff steht der Finanzbehörde nur im Rahmen der gesetzli-

chen Regelungen zu. Dazu zählen auch die Außenprüfungen i. S. d. § 193 ff. AO 

wie z. B. Betriebsprüfung, Lohnsteueraußenprüfung und Umsatzsteuersonderprü-

fung.26 

Der sachliche Umfang der Außenprüfung nach § 194 AO wird nicht erweitert und 

auch nicht eingeschränkt.27 

Bei der Umsatzsteuernachschau nach § 27b UStG besteht kein allgemeines Zu-

griffsrecht, sondern nur ein sog. Online-Zugriff auf Rechnungen nach § 14b Abs. 3 

UStG sowie der Möglichkeit zum Übergang zur Umsatzsteuersonderprüfung 

 
23 Vgl. BMF-Schreiben vom 28.11.2019, Rz. 118. 
24 Vgl. BMF-Schreiben vom 28.11.2019, Rz. 119. 
25 Vgl. BMF-Schreiben vom 28.11.2019, Rz. 122. 
26 Vgl. BMF-Schreiben vom 28.11.2019, Rz. 158. 
27 Vgl. FG Münster, Urteil vom 16.05.2008 – 6 K 879/07 –, Rz. 11. 
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während der Nachschau. Auch die Steuerfahndung ist keine Außenprüfung. Ihr 

steht aber das Zugriffsrecht nach Maßgabe des § 208 Abs. 1 Satz 3 AO zu.28 

 Umfang 

Gegenstand der Prüfung sind die nach außersteuerlichen und steuerlichen Vor-

schriften aufzeichnungspflichtigen und die nach § 147 Abs. 1 AO aufbewahrungs-

pflichtigen Unterlagen. Dazu zählen insbesondere die Daten der Finanzbuchhal-

tung, der Anlagenbuchhaltung, der Lohnbuchhaltung und aller Vor- und Neben-

systeme. Die Art der Außenprüfung ist hierbei unerheblich, sodass z. B. die Daten 

der Finanzbuchhaltung auch Gegenstand der Lohnsteueraußenprüfung sein kön-

nen.29 

Der Steuerpflichtige ist nicht berechtigt, gegenüber der Außenprüfung bestimmte 

Einzelkonten wie z. B. Drohverlustrückstellungen, nicht abziehbare Betriebsaus-

gaben oder organschaftliche Steuerumlagen zu sperren, die aus seiner Sicht nur 

das handelsrechtliche Ergebnis, nicht aber die steuerliche Bemessungsgrundlage 

beeinflusst haben.30 

Der Zugriff auf alle gespeicherten Daten eines Unternehmens ist nicht zulässig.31 

Enthalten die gespeicherte Datenbestände z. B. nicht aufzeichnungs- und aufbe-

wahrungspflichtige, personenbezogene oder dem Berufsgeheimnis gemäß § 102 

AO unterliegende Daten, so ist der Steuerpflichtige dafür verantwortlich die Daten-

bestände so zu organisieren, dass der Prüfer nur auf die aufzeichnungs- und auf-

bewahrungspflichtigen Daten des Steuerpflichtigen zugreifen kann. Die Umset-

zung erfolgt durch praktikable Zugriffsbeschränkungen oder „digitales Schwärzen“ 

der zu schützenden Informationen. Sollten die Daten versehentlich überlassen 

worden sein, besteht kein Verwertungsverbot.32 

Zur Erfüllung steht dem Steuerpflichtigen dazu das sog. Erstqualifikationsrecht zu. 

Sollten bei der Ausübung aber konkrete sowie begründete Zweifel an der Richtig-

keit und Vollständigkeit der Erstqualifikation bestehen, hat die Finanzbehörde ein 

sekundäres Qualifikationsrecht. Für die Ausübung reichen Vermutungen bezüglich 

 
28 Vgl. Drüen in Tipke/Kruse, AO - Kommentar, 152. Lieferung 04.2018, S. 47, Rz. 70. 
29 Vgl. BMF-Schreiben vom 28.11.2019, Rz. 159. 
30 Vgl. BFH, Beschluss vom 26.09.2007 – I B 53, 54/07 –, Rz. 30. 
31 Vgl. Drüen in Tipke/Kruse, AO - Kommentar, 152. Lieferung 04.2018, S. 48, Rz. 71. 
32 Vgl. BMF-Schreiben vom 28.11.2019, Rz. 172. 
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der unrichtigen Erstqualifikation nicht aus, sondern es sind regelmäßig gewichtige 

Gründe darzulegen.33 

Der Steuerpflichtige trägt die Verantwortung und damit auch das Risiko, wenn er 

steuerrelevante und nicht steuerrelevante Daten ununterscheidbar vermengt ha-

ben sollte.34 

 Mitwirkung 

Eine Mitwirkung des Steuerpflichtigen nach § 200 Abs. 1 Satz 2 AO i. V. m. § 147 

Abs. 6 AO darf nur verlangt werden, soweit sie zur Feststellung des steuererheb-

lichen Sachverhalts notwendig, verhältnismäßig, erfüllbar und zumutbar ist. Der 

Umfang der Mitwirkungspflichten bestimmt sich nach den Umständen des Einzel-

falls. Der generell zu beachtende Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebietet es 

allerdings, dass die Finanzverwaltung in Ausübung ihres legitimen Interesses an 

einer Überlassung digitalisierter Daten im Rahmen einer Außenprüfung nicht über-

mäßig in Rechte des Steuerpflichtigen eingreift. Die Befugnisse aus § 147 Abs. 6 

AO sind ergo nur in dem durch die Zwecke der Außenprüfung gebotenen zeitlichen 

und sachlichem Umfang unter Berücksichtigung der berechtigten Interessen der 

Steuerpflichtigen am Schutz ihrer persönlichen Daten auszuüben.35 

Mithin reicht die Unterstützungspflicht aus § 200 Abs. 1 Satz 2 AO nur so weit, wie 

auch das Recht auf Datenzugriff aus § 147 Abs. 6 AO reicht.36 

Der Steuerpflichtige hat dadurch die erforderlichen Auskünfte zum Umgang mit 

DV-System und Programmen zu erteilen, ohne einen Kostenersatz beanspruchen 

zu können.37 

 Arten des Datenzugriffs 

Der Datenzugriff kann unmittelbar (§ 147 Abs. 6 Satz 1 AO), mittelbar (§ 147 

Abs. 6 Satz 2 1. Alternative AO) oder durch Datenträgerüberlassung (§ 147 Abs. 6 

Satz 2 2. Alternative AO) erfolgen.38 

Die Aufforderung mit der jeweiligen Zugriffsart stellt einen eigenständigen Verwal-

tungsakt i. S. d. § 118 AO dar, der mit dem Einspruch angefochten werden kann.39 

 
33 Vgl. Schöbel, StBp 06.18, S. 181. 
34 Vgl. BFH, Urteil vom 16.12.2014 – X R 42/13 –, Rz. 52. 
35 Vgl. FG München, Urteil vom 27.06.2018 – 1 K 2318/17 –, Rz. 20, 21. 
36 Vgl. Hendricks in: Gosch, AO-Kommentar, 150. Lieferung Stand: 01.08.2019, § 200, Rz. 17. 
37 Vgl. § 146 Abs. 7 Satz 4 AO. 
38 Vgl. Hendricks in: Gosch, AO-Kommentar, 150. Lieferung Stand: 01.08.2019, § 200, Rz. 17. 
39 Vgl. BFH, Urteil vom 08.04.2008 – VIII R 61/06 – Rz. 27. 
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Die Auswahl der Datenzugriffsform steht im Ermessen der Finanzbehörde. Dabei 

ist eine doppelte Ermessensentscheidung vorzunehmen. Nach der Entscheidung 

über das „Ob“ steht auch die Auswahl zwischen den drei Formen des Datenzu-

griffs, also das „Wie“ im pflichtgemäßen Ermessen der Behörde gemäß § 5 AO. 

Dabei können grundsätzlich auch mehrere Formen des Datenzugriffs nebeneinan-

der in Anspruch genommen werden, was jedoch besondere Anforderungen an die 

Erforderlichkeit der Maßnahmen stellt. Beschränkt sich die Finanzverwaltung da-

gegen auf lediglich eine Form des Datenzugriffs, wird die Ausübung des Auswah-

lermessens regelmäßig fehlerfrei erfolgt sein.40 

Eine Rangordnung hinsichtlich der Auswahl der Zugriffsform besteht nicht. Bei der 

Ausübung des zustehenden Ermessens ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

gemäß Art. 20 Abs. 3 GG zu beachten. Die Ermessensentscheidung ist nach 

§ 121 Abs. 1 AO zu begründen.41 

Da der Datenzugriff als Standardverfahren der Prüfungsdurchführung angesehen 

wird („ob“) und auch bei der Auswahlentscheidung zwischen den drei Formen des 

Datenzugriffs („wie“) sicherlich parallel zur Prüfungsanordnung nach § 193 Abs. 1 

AO ergeht, wird der bloße Hinweis auf die Vorschrift des § 147 Abs. 6 AO als Be-

gründung ausreichen.42 

Bezieht sich die Aufforderung auf Daten, die die Voraussetzungen nach § 147 Abs. 

6 AO nicht erfüllen, so ist der Verwaltungsakt rechtswidrig.43 

 Unmittelbarer Zugriff (Z1) 

Der unmittelbare Zugriff wird auch als „Nur-Lesezugriff“ bezeichnet. Die Finanzbe-

hörde hat dabei das Recht, selbst unmittelbar auf das DV-System des Steuerpflich-

tigen zuzugreifen. Dabei bestehen bezüglich der Einsicht in die aufzeichnungs- 

und aufbewahrungspflichtigen Daten ausschließlich Lesezugriffsrechte. Der „Nur-

Lesezugriff“ umfasst das Lesen und Analysieren der Daten unter Nutzung der im 

DV-System vorhandenen Auswertungsmöglichkeiten (z. B. Filter- und Sortierfunk-

tionen). Für die Einsicht nutzt der Prüfer die vom Steuerpflichtigen oder von einem 

beauftragten Dritten eingesetzte Hard- und Software zur Prüfung der gespeicher-

ten Daten einschließlich der jeweiligen Meta-, Stamm- und Bewegungsdaten sowie 

 
40 Vgl. FG Münster, Urteil vom 01.07.2010 – 6 K 357/10 AO, Rz. 49. 
41 Vgl. BFH, Beschluss vom 27.09.2010 – II B 164/09 –, Rz. 4. 
42 Vgl. Drüen in Tipke/Kruse, AO - Kommentar, 152. Lieferung 04.2018, S. 54, Rz. 76. 
43 Vgl. FG Münster, Urteil vom 07.11.2014 – 14 K 2901/13 AO –, Rz. 38. 
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der entsprechenden Verknüpfungen (z. B. Primär-/Sekundärschlüssel zwischen 

den Tabellen einer Datenbank).44 

Ein Zugriff über Fernabfrage auf das DV-System des Steuerpflichtigen durch die 

Finanzbehörde (sog. Online-Zugriff) ist nicht gestattet.45 

Eigene Programme z. B. zur Analyse dürfen von der Finanzbehörde nicht einge-

setzt werden. Ein gewichtiger Grund hierfür stellt die Prophylaxe gegen eine po-

tentielle Vireninfektion dar.46 

In Bezug auf die Mitwirkungspflichten gemäß § 200 Abs. 1 Satz 2 AO hat der Steu-

erpflichtige die erforderlichen Hilfsmittel für den Lesezugriff bereitzustellen sowie 

den Prüfer in das DV-System einzuweisen.47 

 Mittelbarer Zugriff (Z2) 

Die Finanzbehörde kann vom Steuerpflichtigen auch verlangen, dass er an ihrer 

Stelle die aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtigen Daten nach ihren Vorga-

ben maschinell auswertet oder von einem beauftragten Dritten maschinell auswer-

ten lässt, um anschließend einen „Nur-Lesezugriff“ durchführen zu können. Es 

kann nur eine maschinelle Auswertung unter Verwendung der im DV-System des 

Steuerpflichtigen oder des beauftragten Dritten vorhandenen Auswertungsmög-

lichkeiten verlangt werden.48 

Dadurch wird die Finanzbehörde nicht von ihrer Sachaufklärungspflicht freigestellt. 

Der Prüfer muss die Merkmale, nach denen Daten verknüpft werden, selbst fest-

legen und darf nur EDV-spezifische Ergänzungsfragen an den Steuerpflichtigen 

richten. Der Auswertungsaufwand darf nicht zulasten des Steuerpflichtigen ge-

hen.49 

 Datenträgerüberlassung (Z3) 

Die Finanzbehörde kann verlangen, dass ihr die aufzeichnungs- und aufbewah-

rungspflichtigen Daten auf einem maschinell verwertbaren Datenträger zur Verfü-

gung gestellt werden. Sie ist nicht berechtigt, selbst Daten aus dem DV-System 

herunterzuladen oder Kopien vorhandener Datensicherungen anzufertigen.50 

 
44 Vgl. BMF-Schreiben vom 28.11.2019, Rz. 165. 
45 Vgl. BMF-Schreiben vom 28.11.2019, Rz. 165. 
46 Vgl. Drüen in Tipke/Kruse, AO - Kommentar, 152. Lieferung 04.2018, S. 54, Rz. 76. 
47 Vgl. Drüen in Tipke/Kruse, AO - Kommentar, 152. Lieferung 04.2018, S. 57, Rz. 78a. 
48 Vgl. BMF-Schreiben vom 28.11.2019, Rz. 166. 
49 Vgl. Drüen in Tipke/Kruse, AO - Kommentar, 152. Lieferung 04.2018, S. 57, Rz. 79. 
50 Vgl. BMF-Schreiben vom 28.11.2019, Rz. 167. 
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Die Datenträgerüberlassung stellt aus meiner Praxiserfahrung die am meisten ver-

wendete Zugriffsform dar und ist daher ausführlicher zu behandeln. 

2.9.1 Art des Datenträgers 

Weder im Gesetz noch in den Verwaltungsanweisungen wird auf den Datenträger-

begriff eingegangen. Laut Literaturmeinung werden CD, DVD, Blu-Ray oder USB-

Speichermedien als geeignet angesehen. Aufgrund des temporeichen Fortschritts 

der IT-Technik veralten diverse Technologien sehr schnell. Deshalb ist der Daten-

trägerbegriff rein funktional auszulegen. Das Medium muss für den Datentransport 

technisch geeignet sein. Aus diesem Grund wurde im Gesetz das Merkmal der 

„maschinellen Verwertbarkeit“ aufgenommen. Wesentlich ist dabei, ob der Daten-

träger als Transportmedium die relevanten Daten zu Verfügung stellt.51 

2.9.2 Datenformate 

Das Einlesen der Daten muss ohne Installation von Fremdsoftware auf den Rech-

nern der Finanzbehörde möglich sein und alle zur Auswertung der Daten notwen-

digen Informationen (z. B. eingesetztes System, Dateistruktur, Datenfelder, ver-

wendete Zeichensatztabellen sowie interne und externe Verknüpfungen) in ma-

schinell auswertbarer Form enthalten. Auch die zur Auswertung der Daten 

notwendigen Strukturinformationen sind zur Verfügung zu stellen.52 

Mit der aktuellen IDEA-Version kann nahezu jedes beliebige Format übernommen 

werden. Der effiziente Einsatz digitaler Prüfungstechniken setzt voraus, dass die 

Daten nach Erhalt mit einem vertretbaren Zeitaufwand übernommen werden kön-

nen.53 

2.9.3 Ort der Datenträgerüberlassung 

Die Datenträgerüberlassung soll durch Mitnahme der Datenträger aus der Sphäre 

des Steuerpflichtigen erfolgen.54 

Gleichwohl gebietet der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, die Gefahr einer mög-

lichen missbräuchlichen Verwendung auszuschließen. Potentiell kommt in Be-

tracht, dass die Daten außerhalb der Geschäftsräume des Steuerpflichtigen oder 

der Diensträume der Finanzverwaltung z. B. infolge eines Diebstahls des Prüfer-

Notebooks in den Besitz unbefugter Dritter geraten könnten. Dieser Gefahr ist 

 
51 Vgl. Praxishandbuch digitale Betriebsprüfung, S. 199. 
52 Vgl. BMF-Schreiben vom 28.11.2019, Rz. 176. 
53 Vgl. Praxishandbuch digitale Betriebsprüfung, S. 197. 
54 Vgl. BMF-Schreiben vom 28.11.2019, Rz. 168. 
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abgedungen, wenn die Daten des Steuerpflichtigen nur in seinen Geschäftsräu-

men oder an Amtsstelle erhoben und verarbeitet werden und wenn nach dem tat-

sächlichen Abschluss der Außenprüfung die Daten nur noch in den Diensträumen 

der Finanzverwaltung gespeichert bzw. aufbewahrt werden, soweit und solange 

sie noch für Zwecke des Besteuerungsverfahrens (z. B. bis zum Abschluss etwai-

ger Rechtsbehelfsverfahren) benötigt werden.55 

Die räumliche Beschränkung des Datenzugriffs ergibt sich aus dem Wortlaut des 

§ 200 Abs. 2 AO und des § 6 BpO, wonach der Steuerpflichtige die prüfungsrele-

vanten Unterlagen nur in seinen Geschäftsräumen, notfalls auch in seinen Wohn-

räumen oder an Amtsstelle vorzulegen hat.56 

Eine weitere Einschränkung wegen der bestehenden Risiken bezüglich des Ortes 

ist nicht vorzunehmen. Die Prüfung ausschließlich in den Geschäftsräumen des 

Steuerpflichtigen durchzuführen ist nicht möglich, da der Prüfer die abschließende 

steuerliche Würdigung nicht unmittelbar nach der Sichtung der Aufzeichnungen 

vornehmen wird und der Prüfer meist parallel Prüfungen bei mehreren Steuer-

pflichtigen vornimmt. Eine Bearbeitung in den Geschäftsräumen des Steuerpflich-

tigen würde eine unverhältnismäßige Beeinträchtigung der Arbeit der Prüfung be-

deuten, da nicht verlangt werden kann, dass das Notebook bis zum Abschluss der 

Prüfungsarbeiten in den Geschäftsräumen des Steuerpflichtigen belassen wird.57 

2.9.4 Prüfsoftware 

Die Finanzbehörde verwendet bundeseinheitlich die Prüfungssoftware IDEA.58 

IDEA unterstützt bei der Analyse des gesamten Datenbestandes. Die Software 

analysiert große Datenmengen und wird sowohl von Unternehmen, Wirtschafts-

prüfern, Steuerberatern sowie auch der Finanzverwaltung eingesetzt. Dabei sind 

die wichtigsten Funktionen die Filterung und Extrahierung, Summierung, Mehr-

fachbelegungsanalyse, Lückenanalyse, Schichtung und Altersstrukturanalyse, die 

Anwendung von Benfords Gesetz und des Chi-Quadrat-Tests sowie von Makros.59 

2.9.5 Ablauf 

In der Praxis wird die Datenträgerüberlassung zumeist mit der Übersendung eines 

Fragebogens an den Steuerpflichtigen eingeleitet. Darin werden Angaben zu den 

 
55 Vgl. BFH, Urteil vom 16.12.2014 – VIII R 52/12 –, Rz. 31. 
56 Vgl. BFH, Urteil vom 16.12.2014 – VIII R 52/12 –, Rz. 32. 
57 Vgl. FG Hamburg, Urteil vom 13.11.2006, Rz. 45-50. 
58 Vgl. Drüen in Tipke/Kruse, AO - Kommentar, 152. Lieferung 04.2018, S. 58, Rz. 80. 
59 Vgl. Audicon, Produktinformation IDEA, S. 1, 2. 



13 
 

eingesetzten Hard- und Softwaresystemen, den bestehenden Schnittstellen, Da-

tenstrukturen und weitere Angaben gefordert, die es der Finanzbehörde ermögli-

chen sollen, im Vorfeld des Prüfungsbeginns einen Überblick über das DV-System 

zu erhalten.60 

Die zu prüfenden Daten, insbesondere die Finanzbuchhaltung und das elektroni-

sche Journal der Kasse, werden in einem lesbaren Format der Betriebsprüfung 

vorgelegt. Die Betriebsprüfung liest danach die Daten ein und bereitet diese in ei-

ner gewissen Struktur mithilfe der Software IDEA auf. Die Weiterverarbeitung er-

folgt je nach Prüfansatz in den unterschiedlichsten Programmen. Die analysierten 

Daten sollten dann in ein für den Steuerberater lesbares Format zur Verfügung 

gestellt werden. So hat der Steuerpflichtige bzw. Steuerberater die Möglichkeit den 

Sachverhalt auch anhand der Daten nachzuvollziehen und zu prüfen.61 

2.9.6 Löschung gespeicherter Daten 

Der überlassene Datenträger ist spätestens nach Bestandskraft, der aufgrund der 

Außenprüfung ergangenen Bescheide, an den Steuerpflichtigen zurückzugeben 

und die Daten sind zu löschen.62 

 Datenzugriff bei Dritten 

§ 147 Abs. 6 Satz 3 AO regelt den Datenzugriff bei Dritten. Der Steuerpflichtige 

kann sich zur Erfüllung seiner Buchführungs- und Aufbewahrungspflichten der Mit-

wirkung eines Dritten als Erfüllungsgehilfen bedienen. Teilt der Steuerpflichtige der 

Finanzbehörde mit, dass sich seine zugriffspflichtigen Daten nach § 147 Abs. 1 AO 

bei einem Dritten befinden, so hat der Dritte selbst die drei Zugriffsformen zu erfül-

len. Infolge der Pflicht des Dritten können gegenüber diesen nunmehr selbst Sank-

tionen ausgesprochen werden.63 

Wird der Datenzugriff bei einer Person i. S. d. § 3 und § 4 Nr. 1 und 2 des Steuer-

beratungsgesetzes als Dritten vorgenommen, so ist das Erscheinen des Amtsträ-

gers gemäß § 147 Abs. 6 Satz 5 in angemessener Frist anzukündigen.64 

Die Ankündigungspflicht soll die Vorbereitungszeit für den genannten Personen-

kreis ermöglichen. Die Ankündigung dient der effektiven Prüfungsabwicklung für 

beide Seiten. Bei Unterlassung der Ankündigung oder einer unangemessen 

 
60 Vgl. Praxishandbuch digitale Betriebsprüfung, S. 201. 
61 Vgl. Neubert, AO-StB 2018, S. 292. 
62 Vgl. BMF-Schreiben vom 28.11.2019, Rz. 169. 
63 Vgl. Drüen in Tipke/Kruse, AO - Kommentar, 152. Lieferung 04.2018, S. 61, Rz. 81a. 
64 Vgl. § 147 Abs. 6 Satz 5 AO. 
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kurzen Frist ist erst bei Ablauf einer dem Einzelfall angemessenen Frist die Pflicht 

zu erfüllen.65 

 Sanktionen 

Die Nichterfüllung oder die mangelhafte Erfüllung von Aufbewahrungspflichten 

bzw. Mitwirkungspflichten sind mit Sanktionen verknüpft. Dabei kommen verschie-

dene Maßnahmen in Betracht, welche abhängig von der Art der Verletzung sind.66 

Die im Folgenden dargestellten Maßnahmen sind nicht abschließend und bezie-

hen sich auf steuerrechtliche Sanktionsmöglichkeiten. 

2.11.1 Schätzung 

Bei Verletzung der Aufbewahrungspflicht bzw. Aufzeichnungspflicht ist das Finanz-

amt dem Grunde nach zur Schätzung der Besteuerungsgrundlagen gemäß § 162 

Abs. 2 AO berechtigt, da es diese ohne die entsprechenden Unterlagen nicht er-

mitteln kann.67 

Von besonderer Relevanz ist dabei der § 162 Abs. 2 Satz 2 AO. Hiernach sind die 

Besteuerungsgrundlagen dann zu schätzen, wenn der Steuerpflichtige Bücher o-

der Aufzeichnungen, die er nach den Steuergesetzen zu führen verpflichtet ist, 

nicht vorlegen kann oder wenn die Buchführung oder die Aufzeichnungen der Be-

steuerung gemäß § 158 AO nicht zugrunde gelegt werden können.68 

Nach § 158 AO sind die Buchführung und die Aufzeichnungen des Steuerpflichti-

gen, die den Vorschriften der §§ 140 bis 148 entsprechen, der Besteuerung zu-

grunde zu legen, soweit nach den Umständen des Einzelfalls kein Anlass besteht 

ihre sachliche Richtigkeit zu beanstanden. 

Der § 158 AO unterscheidet zwischen formeller und materieller Ordnungsmäßig-

keit. Die formelle Ordnungsmäßigkeit bezieht auf die Einhaltung der Ordnungsvor-

schriften gemäß §§ 140 ff. AO bzw. der GoBD. Eine Buchführung ist erst dann for-

mell ordnungswidrig, wenn wesentliche Mängel vorliegen. Kleine einzelne formelle 

Verstöße führen noch nicht dazu.69 

 
65 Vgl. Drüen in Tipke/Kruse, AO - Kommentar, 152. Lieferung 04.2018, S. 62, Rz. 81b. 
66 Vgl. Goldshteyn, Michael, Thelen, Stefan, StB 10/2015, S. 293. 
67 Vgl. BFH, Urteil vom 26.02.2004 – XI R 25/02 –, Rz. 36. 
68 Vgl. Goldshteyn, Michael, Thelen, Stefan, StB 10/2015, S. 293. 
69 Vgl. Seer in Tipke/Kruse, AO-Kommentar, 159. Lieferung 01.2020, § 158 AO Rz. 12, 13. 
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2.11.2 Zwangsmittel 

Der Datenzugriff und die Mitwirkung des Steuerpflichtigen gemäß § 200 Abs. 1 

Satz 2 AO ist nach § 328 AO mit Zwangsmitteln erzwingbar. Die Aufforderung, 

eine bestimmte Form des Datenzugriffs zu dulden oder daran mitzuwirken, ist ein 

Verwaltungsakt nach § 118 AO, der mit Einspruch gemäß § 347 AO anfechtbar 

ist.70 

2.11.3 Verzögerungsgeld 

Kommt der Steuerpflichtige zur Einräumung des Datenzugriffs nach § 147 Abs. 6 

AO oder zur Erteilung von Auskünften oder zur Vorlage angeforderter Unterlagen 

im Sinne des § 200 Abs. 1 AO im Rahmen einer Außenprüfung innerhalb einer ihm 

bestimmten angemessenen Frist nach Bekanntgabe durch die zuständige Finanz-

behörde nicht nach, kann ein Verzögerungsgeld von 2.500 Euro bis 250.000 Euro 

festgesetzt werden.71 

Die Festsetzung des Verzögerungsgeldes ist unabhängig von der Vornahme einer 

Schätzung zu betrachten. Zur Anwendung kommt das Verzögerungsgeld bei der 

unterlassenen Vorlage von Unterlagen.72 

2.11.4 Straf- und Bußgeldsanktionen 

Nach § 379 Abs. 1 AO handelt derjenige ordnungswidrig, wer nach Gesetz bu-

chungs- und aufzeichnungspflichtige Geschäftsvorfälle oder Betriebsvorgänge 

nicht oder in tatsächlicher Hinsicht unrichtig verbucht. Diese Pflichtverletzung kann 

bußgeldrechtlich geahndet werden oder ggf. auch strafrechtliche Sanktionen 

i. S. d. § 370 AO zur Folge haben.73 

 
70 Vgl. FG Hamburg, Urteil vom 13.11.2006 – 2 K 198/05 –, Rz. 30. 
71 Vgl. § 146 Abs. 2b AO. 
72 Vgl. Goldshteyn, Michael, Thelen, Stefan, StB 10/2015, S. 294. 
73 Vgl. Goldshteyn, Michael, Thelen, Stefan, StB 10/2015, S. 294. 
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 Datenanalyse 

 Mathematisch-statistische Methoden 

In Folge des Datenzugriffs und den damit digital vorliegenden Daten, ergibt sich 

nun die Möglichkeit über die bereits vorgestellte Prüfsoftware IDEA die Auswer-

tung dieser Daten mittels mathematisch-statistischer Methoden vorzunehmen.74 

„Alle Anwender von neuen EDV-gestützen und grafischen Prüfmethoden haben es 

in der BP-Praxis erlebt, dass Kurven, Glocken und Türmchen manchem Berater 

oder Steuerpflichtigen vorerst zur Erheiterung gereichten, wenn diese das erste 

Mal mit neuen Methoden zu tun hatten.“75 

Als Begründer der „Kurven, Glocken und Türmchen“ und damit auch der modernen 

Betriebsprüfung gilt Wilhelm Baselt. Nahezu alle Ansätze zur Nutzung von grafi-

schen, stochastischen und mathematischen Verprobungsmodelle gehen zumin-

dest in Grundzügen auf ihn zurück.76 Durch Baselt erhielt so die Naturwissenschaft 

Einzug in die Betriebsprüfung. 

Die Entwicklung von neuen Verfahren auf Grundlage von mathematisch-statisti-

schen Methoden und Erkenntnissen ist ein kontinuierlicher Prozess. Dabei kom-

men nicht nur neue Methoden hinzu, sondern es werden bestehende Verfahren 

verfeinert, optimiert und kombiniert. Zu den Methoden zählen z. B. der Chi-Quad-

rat-Test, das Benford Gesetz, der Kolmogorov-Smirnov-Anpassungstests, die auf 

statistischen Tests basierenden Methoden von Posch und Nigrini, die Strukturana-

lyse welche den Zeitreihenvergleich beinhaltet oder Wahrscheinlichkeitsnetze in 

Form von Quantile-Quantile-Plot. Bei der Schätzung können einige Verfahren der 

Strukturanalyse sowie das Monetary Unit Sampling genutzt werden.77 

Mathematische, stochastische Auswertungen, welche die Gebiete der Wahr-

scheinlichkeitstheorie und Statistik umfassen und in der Regel auf Häufigkeitsver-

teilungen basieren, können zusätzlich zu den klassischen Prüfungsmethoden 

durchgeführt werden. Dabei werden - vereinfacht dargestellt - die Ziffern und Zah-

len auf ihre Häufigkeit dahingehend untersucht, ob ihr Zustandekommen natürli-

chen Ursprungs ist. Es wird eine erwartete Ziffernhäufigkeit mit der tatsächlichen 

Beobachtung verglichen. Je nach Ausmaß der Abweichung und Plausibilität hin-

sichtlich betrieblicher Ursachen können Manipulationstatbestände so offenbart 

 
74 Vgl. Kamps in: Streck/Mack/Schwedhelm, Tax Compliance, Rz. 3.84, 3.88. 
75 Schmitz/Gebbers/Huber, StBp 4/11, S. 95. 
76 Vgl. Schmitz/Gebbers/Huber, StBp 4/11, S. 96. 
77 Vgl. Schütt, StBp 2018, S. 323. 
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werden. Die wohl zumeist verwendeten Methoden sind das Benford Gesetz und 

der Chi-Quadrat-Test.78 

Der Zeitreihenvergleich wird im Rahmen der Strukturanalyse am häufigsten einge-

setzt. Die Kombination aus den genannten Verfahren wird vor allem bei der sog. 

SRP eingesetzt.79 Der Erfolg der Methoden lässt sich auch daran ablesen, dass 

die Analyseverfahren in Finanzbehörden auf der ganzen Welt eingesetzt werden.80 

In der Rechtsprechung ist grundsätzlich der Einsatz von mathematisch-statisti-

schen Methoden zulässig, da sie dem Bereich der naturwissenschaftlichen Er-

kenntnisse entstammen. Hinreichend diskutiert wird die Frage, welche Sicherheit 

die Verfahren bieten.81 Daher ist zu erörtern welche Sicherheit diese erreichen 

müssen um die sachliche Richtigkeit gemäß § 158 AO zu widerlegen um die 

Schätzungsbefugnis nach § 162 Abs. 2 Satz 2 AO zu eröffnen. 

Da es sich bei den Tests lediglich um Wahrscheinlichkeitsaussagen handelt, kann 

bei der Prüfung von steuerlichen Daten keine 100 prozentige Sicherheit und somit 

kein Beweis als solches vorliegen bzw. erfolgen. Wenn es keinen Beweis geben 

kann, ist offenkundig zu klären, was als „beweiswürdig“ angesehen werden kann. 

Im Strafrecht wurde bereits 1989 vom BGH ein Maß von 99,5 Prozent als ausrei-

chend bezeichnet. Eine weitgehend sichere Aussage wird im Bereich der Statistik 

mit einem Signifikanzniveau von 95 Prozent angenommen.82 

Gemäß § 158 AO tritt eine Beweiskraft ein, soweit nach den Umständen des Ein-

zelfalls kein Anlass besteht, ihre sachliche Richtigkeit zu beanstanden. Beanstan-

dung bedeutet, dass mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit eine sachli-

che Richtigkeit nicht vorliegt. Dementsprechend muss diese Beanstandung nicht 

im Bereich „beweiswürdig“ liegen, sondern ist mit einer Sicherheit von mindestens 

95 Prozent als ausreichend anzusehen.83 

 Ziffernanalyse 

3.2.1 Benfords Gesetz 

Im Jahr 1881 entdeckte Simon Newcomb einen Zusammenhang zwischen niedri-

geren und höheren Anfangsziffern. 1938 kam auch Frank Benford zu analogen 

 
78 Vgl. Apitz in: Braun/Günther, Das Steuer-Handbuch, 76. Lieferung 03.2019, Kalkulation, mathe-
matische Analysen. 
79 Vgl. Kamps in: Streck/Mack/Schwedhelm, Tax Compliance, Rz. 3.89. 
80 Vgl. Huber, Erich / Huber Florian, StBp 9/06, S. 284. 
81 Vgl. Schütt, StBp 2018, 323. 
82 Vgl. ebd.. 
83 Vgl. ebd.. 
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Ergebnissen und verfeinerte diese. Diese Gesetzmäßigkeiten sind auch unter den 

Namen Newcomb Benford Law (NBL) oder Benford-Verteilung bekannt.84 

Der amerikanische Physiker Frank Benford hatte entdeckt, dass ein Buch mit Lo-

garithmentabellen unterschiedlich abgegriffen war. Vorn standen all jene Zahlen, 

die mit einer 1 anfingen. An dieser Stelle schlugen die Leute offenkundig am häu-

figsten nach. Der Physiker beschäftigte sich daraufhin mit der Frage weshalb die 

1 so bevorzugt wurde. Daraufhin untersuchte Benford Statistiken der amerikani-

schen Baseball-Liga, Stromrechnungen und andere Sachverhalte. Das Ergebnis 

bestätigte seine Vermutung, dass die 1 den Vorzug hat. Fast jede dritte Zahl fängt 

mit ihr an. Je größer jedoch die Ziffer, desto seltener steht sie an erster Stelle.85 

Folgerichtig liegt die Vermutung nahe, dass das Auftreten von Ziffern in Zahlen 

nicht gleich verteilt ist, also nicht jede Ziffer gleichhäufig vorkommt, sondern loga-

rithmischen Gesetzen unterliegt. Die Auftretenswahrscheinlichkeit einer Ziffer ist 

umso höher, je kleiner ihr Wert ist und je weiter links sie sich in der Zahl befindet. 

Daraus lässt sich ableiten, dass die Häufigkeit der Anfangsziffern von 1 bis 9 loga-

rithmisch sinkt. Die 1 kommt demzufolge häufiger vor als die 9. Die Untersuchung 

wird vor allem bei führenden Ziffern und nicht bei Einerstellen angewendet, da 

diese dem Gedanken der Gleichverteilung unterliegen. Je größer der Datenbe-

stand und je weiter die Bandbreite der Zahlengröße ist, desto genauer und aussa-

gekräftiger ist das Prüfungsergebnis.86 

Der Berechnung liegt folgende Formel zugrunde:87 

𝑃(𝐷" = 𝑑") = log"# -1 +
1
𝑑"
0 

Die Ergebnisse bzw. Häufigkeitsverteilungen aus den Berechnungen können in 

einen sog. Benford-Set dargestellt werden: 

 
84 Vgl. Bachmann, Richter, Steinborn, StBp 02/19, S. 38. 
85 Vgl. Goldstein, Haufe Finance Office Professional Online. 
86 Vgl. Apitz in: Braun/Günther, Das Steuer-Handbuch, 76. Lieferung 03.2019, Kalkulation, mathe-
matische Analysen. 
87 Vgl. Herold, PRev 1/2008, S. 7. 
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Tabelle 3.2-1: Benford-Set88 

 
Die erste Ziffer (Z1) ist, unabhängig vom Wert einer Zahl, stets die erste Ziffer von 

links, unabhängig davon, ob Sie den Rang einer Zehner-, Hunderter- bzw. Tau-

senderstelle einnimmt. Die Zahlen 12, 567 und 9876 z. B. haben die 1, 5 und 9 als 

erste Ziffer (Z1). Dies verdeutlicht, dass sich die Ziffernanalyse nicht auf die Werte 

der Zahlen, sondern auf deren Strukturen fokussiert.89 

 
Abbildung 3.2-1: Benford-Verteilung der ersten Ziffer 

 
Die Erkenntnisse lassen sich auch an einem der wohl größten Datenbestände – 

der Google-Suche – nachweisen. Als Beispiel wurde die dreistellige Zahl 794 aus-

gesucht und dann mit der 1 als Anfangsziffer (also 1.794) versehen. Dies führte zu 

31.300.000 Treffern. Dagegen ergab die Zahl mit der Anfangsziffer 9 lediglich 

6.290.000 Treffer. Der Test wurde auch mit den restlichen Ziffern durchgeführt und 

führte zu folgendem Ergebnis:90 

 
88 Vgl. ebd.. 
89 Vgl. Sosna, StBp 9/04, S. 249. 
90 Vgl. Brähler/Bensmann/Emke, Ilmenauer Schriften zur Betriebswirtschaftslehre 4/2010, S. 20. 

Ziffer Z1 Z2 Z3 Z4 Z5 Z6
0 - 0,1197 0,1018 0,1002 0,1000 0,1000
1 0,3010 0,1139 0,1014 0,1001 0,1000 0,1000
2 0,1761 0,1088 0,1010 0,1001 0,1000 0,1000
3 0,1249 0,1043 0,1006 0,1001 0,1000 0,1000
4 0,0969 0,1003 0,1002 0,1000 0,1000 0,1000
5 0,0792 0,0967 0,0998 0,1000 0,1000 0,1000
6 0,0669 0,0934 0,0994 0,0999 0,1000 0,1000
7 0,0580 0,0904 0,0990 0,0999 0,1000 0,1000
8 0,0512 0,0876 0,0986 0,0999 0,1000 0,1000
9 0,0458 0,0850 0,0983 0,0998 0,1000 0,1000
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Abbildung 3.2-2: Benford-Verteilung einer Google-Suche91 

 

3.2.2 Chi-Quadrat-Test 

Dieser Test wurde nach dem 22. Buchstaben im griechischen Alphabet, dem Chi 

benannt.92 Er wurde im Jahr 1900 vom Statistiker Karl Pearson entwickelt. Mit dem 

Test lässt sich prüfen, ob eine beobachtete Verteilung einer vorgegebenen ent-

spricht. Neben dem Einsatz in Betriebsprüfungen wird der Test bereits lange Zeit 

erfolgreich in der Messtechnik eingesetzt.93 

Somit lässt sich statistisch bewerten, ob die Abweichung einer beobachteten von 

einer theoretisch erwarteten Verteilung zufällig ist oder auf einer besonderen Ur-

sache wie z. B. Manipulation beruht.94 Die theoretisch erwartete Verteilung liefert 

dabei Benfords Gesetz. 

Untersucht werden i. d. R. ein oder zwei Ziffern vor oder nach dem Komma von 

Dezimalzahlen. In diesen Fall wird die Prüfung auch als Chi-Quadrat-Test über die 

Endziffern bezeichnet. An diesen Stellen sind die auftretenden Häufigkeiten bei 

genügend großen Zahlen normal verteilt, d. h. die Ziffern 0 bis 9 sollten alle eine 

Häufigkeit von etwa zehn Prozent aufweisen. Diese Annahme ergibt sich aus der 

Benford-Verteilung. Weichen die Häufigkeiten deutlich von zehn Prozent ab, so 

liegt die Vermutung nahe, dass es zu einer Manipulation gekommen ist, bei denen 

eine Zahl aufgrund von individuellen menschlichen Neigungen unbewusst häufiger 

verwendet wurde.95 

Da der Chi-Quadrat-Test i. d. R. nur bei Endziffern durchgeführt wird, wird öfters 

fälschlicherweise davon ausgegangen, dass der Chi-Quadrat-Test nur die hinteren 

 
91 Vgl. ebd.. 
92 Vgl. Goldstein, Haufe Finance Office Professional Online. 
93 Vgl. Herold, PRev 2/2008, S. 53. 
94 Vgl. Brähler/Bensmann/Emke, Ilmenauer Schriften zur Betriebswirtschaftslehre 4/2010, S. 27. 
95 Vgl. Schleep/Köster/Jungen, FR 2018, S. 554. 
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Ziffern überprüft. Der Test kann grundsätzlich aber auf jede beliebige Verteilung 

angewendet werden.96 

Jeder Mensch hat bewusst oder unterbewusst eine bevorzugte Zahl, sodass sich 

beim Ausdenken vieler Zahlen eine unnatürliche Häufung dieser ergibt.97 Nach An-

sicht des Psychologen Hill bevorzugen Menschen die Ziffern 4, 6 und 7 (sog. Hill-

Verteilung für ausgedachte Zahlen).98 

Auch andere Einflüsse wie z. B. die besondere Gestaltung von Preisen oder be-

stimmte regelmäßig wiederkehrende Zahlungen wie z. B. Miete, können das Zu-

standekommen von Zahlenhäufigkeiten beeinflussen. Zweck des Tests ist es folg-

lich festzustellen, ob das Zustandekommen der untersuchten Werte auf normale, 

zufällige Weise erfolgte oder es eine ungewöhnliche Häufung an Zahlen gibt. Der 

Test dient dem Vergleich einer tatsächlich vorhandenen Verteilung mit einer er-

warteten Verteilung. Der errechnete Chi-Quadrat-Wert drückt dabei aus, wie stark 

die Beobachtung von der Erwartung abweicht.99 

Dabei wird die Summe der Differenz zwischen beobachteter und erwarteter Häu-

figkeit quadriert und durch die Zahl der erwarteten Häufigkeit dividiert.100 

Die Prüfgröße des Chi-Quadrat-Tests wird durch folgende Formel berechnet: 

𝜒! =1
(𝐵& − 𝐸&)!

𝐸&

'

&("
 

Aus der Formel lässt sich ableiten, dass je größer die Differenz zwischen der beo-

bachteten und zu erwartenden Häufigkeit ist, umso größer die Prüfgröße wird.101 

Die gefundene Prüfgröße ist abhängig von der so genannten Anzahl der Freiheits-

grade. Die Anzahl der Freiheitsgrade ergibt sich aus der Anzahl der Merkmalsklas-

sen minus 1 und der angenommenen Fehlertoleranz (Signifikanzniveau). Nimmt 

man ein Signifikanzniveau von 95 Prozent an, was einen zu 95 Prozent wahr-

scheinliches Ergebnis entspricht und einen Freiheitsgrad von 9, was den Ziffern 0 

 
96 Vgl. Brähler/Bensmann/Emke, Ilmenauer Schriften zur Betriebswirtschaftslehre 4/2010, S. 28. 
97 Vgl. Apitz in: Braun/Günther, Das Steuer-Handbuch, 76. Lieferung 03.2019, Kalkulation, mathe-
matische Analysen. 
98 Vgl. Goldstein, Haufe Finance Office Professional Online. 
99 Vgl. Apitz in: Braun/Günther, Das Steuer-Handbuch, 76. Lieferung 03.2019, Kalkulation, mathe-
matische Analysen. 
100 Vgl. FG Münster, Beschluss vom 10.11.2003, Rz. 43. 
101 Vgl. Rau, Statistisch-mathematische Methoden der steuerlichen Betriebsprüfung und die Struk-
turanalyse als ergänzende Alternative, S. 24. 
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bis 9 entspricht, so beträgt der kritische Wert vom Chi-Quadrat 16,919. Bei einem 

Signifikanzniveau von 99 Prozent beträgt der Chi-Quadrat-Wert 21,666.102 

Eine Prüfgröße von über 30 deutet gemäß Rechtsprechung auf einen Fantasiewert 

hin, der durch manipulierte Eingriffe zustande gekommen ist.103 

Der Test kann in Form des Globaltests, des sog. Chi-Quadrat-Anpassungstests 

und des Einzeltests durchgeführt werden. Der Globaltest prüft zwei Verteilungen 

in ihrer Gesamtheit und nicht einzelne Ziffernpaare miteinander ab. Die Berech-

nung erfolgt mit der bereits genannten Formel.104 

Bei Anwendung des Einzeltests sind für jede Ziffer je ein Untergrenzwert (U-Wert) 

und Obergrenzwert (O-Wert) sowie ein kritischer Wert (Z-Wert) zu berechnen.105 

Der Z-Wert für jede Ziffer berechnet sich nach folgender Formel:106 

𝑍 =
|𝑝# − 𝑝$| −

1
2𝑛

8𝑝$ × (1 − 𝑝$)𝑛

 

Für ein maximales Irrtumsrisiko von 5 Prozent liegt der kritische Z-Wert bei 1,96. 

Ist der berechnete Z-Wert über dem kritischen Wert, so verletzt die beobachtete 

Häufigkeit der Ziffer die erwartete Verteilung.107 

Der U-Wert für jede Ziffer berechnet sich nach folgender Formel:108 

𝑈 = 𝑝$ − ;𝑍% ×<
𝑝$ × (1 − 𝑝$)

𝑛
+
1
2𝑛=

 

Der O-Wert für jede Ziffer berechnet sich nach folgender Formel:109 

𝑈 = 𝑝$ − ;𝑍% ×<
𝑝$ × (1 − 𝑝$)

𝑛
+
1
2𝑛=

 

 
102 Vgl. FG Münster, Beschluss vom 10.11.2003, Rz. 43. 
103 Vgl. Goldstein, Haufe Finance Office Professional Online. 
104 Vgl. Herold, PRev 1/2008, S. 9. 
105 Vgl. ebd.. 
106 Vgl. ebd.. 
107 Vgl. ebd.. 
108 Vgl. ebd.. 
109 Vgl. ebd.. 
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3.2.3 Anwendungsvoraussetzungen 

Die Voraussetzungen zur Anwendung des Chi-Quadrat-Tests entsprechen weit-

gehend dem des Benfords Gesetz, da diese vor allem die Parameter ausschließen 

sollen, die die natürliche Häufigkeitsverteilung der zugrundeliegenden Gesetzmä-

ßigkeiten stören. 

Ein ausreichender Datenumfang ist für einen aussagekräftigen Test unumgäng-

lich, da in der Statistik das Gesetz der großen Zahlen gilt. Bei einer großen Anzahl 

an Datensätzen lassen sich bestimmte Regelmäßigkeiten erkennen.110 Die ange-

messene Stichprobenmenge ist durchaus umstritten und nicht exakt festgelegt. Zu 

große oder zu kleine Datenmengen können zu fehlerhaften Schlussfolgerungen 

führen. Grundsätzlich sollte die Menge der Werte zwischen 50 bis 10.000 liegen. 

Beträge von unter 100 Euro sollten beim Chi-Quadrat-Test ausgeschlossen wer-

den, da aufgrund des Benfords Gesetz keine gleiche Verteilung der Ziffern zu er-

warten wäre.111 

Es dürfen auch keine definierten Unter- und Obergrenzen oder Sockelbeträge in-

nerhalb des Wertebereichs existieren. Die Daten dürfen keine psychologisch ge-

wählten Werte haben. Die Daten dürfen keine Schlüssel sein (z. B. Versicherungs-

nummer), nicht zu Identifikationszwecken zugeordnet (z. B. Konto-, Telefonnum-

mer) und müssen untereinander unabhängig sein. Im Datensatz dürfen keine 

periodisch wiederkehrenden Daten (z. B. Mieten, Lohnzahlungen) vorkommen. 

Die Daten sollten nicht aus anderen Daten abgeleitet bzw. aggregiert (z. B. Mittel-

wert) sein. Beim Test ist darauf zu achten, dass die zu untersuchenden Werte den-

selben Gegenstand (z. B. Tageskasseneinnahmen) abbilden und auch der glei-

chen Einheit bzw. Währung unterliegen.112 

Es sollte bei der Analyse von Nachkommastellen auf eine besondere Preisgestal-

tung, auf- und abgerundete Beträge, geringe Produktvielfalt oder Bevorzugung be-

stimmter Produkte geachtet werden. Die dadurch auftretenden Problematiken wer-

den auch als „Schuhproblem“ oder „Paketproblem“ bezeichnet.113 

Das Schuhproblem entsteht, wenn wenige Preise, welche ähnliche Endungen be-

sitzen (z. B. ,99 oder ,95) in Kombination mit nur wenigen je Geschäftsfall 

 
110 Vgl. Herold, PRev 2/2008, S. 56. 
111 Vgl. Rau, Statistisch-mathematische Methoden der steuerlichen Betriebsprüfung und die Struk-
turanalyse als ergänzende Alternative, S. 25 und 26. 
112 Vgl. Herold, PRev 2/2008, S. 56. 
113 Vgl. Rau, Statistisch-mathematische Methoden der steuerlichen Betriebsprüfung und die Struk-
turanalyse als ergänzende Alternative, S. 25 und 26. 
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umgesetzten Artikeln stehen. In Fällen höherer Kombinationsdichte durch mehr 

Artikel hat die Endziffer 9 in den Preisen für die Frage der Entstehung einer Gleich-

verteilung bei den Endziffern von Geschäftsfallbeträgen keine Bedeutung. Denn 

bei Kombination ergibt sich besonders rasch eine Gleichverteilung (Multiplikation 

von 9 mit den übrigen Ziffern ergibt 9, 18, 27, 36, 45, 54, 63, 72, 81, 90). Wenn 

aber nur wenige Kombinationen erfolgen durch den Kauf von nur wenigen Artikeln, 

haben die unteren Ziffern der zweiten Stelle nach dem Komma weniger Chancen, 

gebildet zu werden.114 

Das Paketproblem tritt auf, wenn ein bestimmtes Produkt oder Produktkombination 

häufig erworben wird. Dazu zählt z. B. ein Sack Zement, der bei einen Baustoff-

händler sehr oft nur einmal einzeln erworben wird oder bei einem Imbiss, der be-

sonders oft die Kombination aus Bockwurst und Bier verkauft.115 

3.2.4 Anwendungsbereiche 

Vor allem Branchen mit hohem Bargeldfluss stellen hinsichtlich der Manipulation 

einen Hochrisikobereich dar. Die bekannten indirekten Verprobungsmethoden 

(z. B. die Aufschlagskalkulation) haben bei der Auffindung von systematischen 

Einnahmenverkürzungen (z. B. doppelte Verkürzung) nur untergeordnete Bedeu-

tung, da diese kaum zum Erfolg führen. Die Verkürzung erfolgt dabei über den 

Bezug der Ware beim Großhändler über eine anonyme Barrechnung und ohne 

Erfassung des Wareneinkaufs in den Büchern. Die Einnahmen werden dement-

sprechend auch gekürzt.116 

Vor allem bei Betrieben mit größtenteils Bareinnahmen wird eine Untersuchung 

der Einnahmen anhand des Chi-Quadrat-Tests empfohlen.117 Mit dem Test lassen 

sich aber nicht nur die Manipulationen der Tageseinnahmen eines Betriebs, son-

dern auch Manipulationen bei allen Aufzeichnungen über größere Mengen von 

Zahlen identifizieren. Das könnten z. B. erfundene und mittels gefälschter Quittun-

gen „belegte“ Aushilfslöhne sein, die ein Steuerpflichtiger verbucht hat, der saiso-

nal eine größere Anzahl von Aushilfskräften beschäftigt.118 

Im Folgenden Beispiel wurde ein Kassenbuch mit 120 Einträgen anhand des Chi-

Quadrat-Tests und der Grundlagen aus der Benford-Verteilung analysiert: 

 
114 Vgl. Huber, StBp 5/09, S. 128 und 129. 
115 Vgl. Huber, StBp 9/08, S. 243 und 244. 
116 Vgl. Huber, Erich / Huber Florian, StBp 9/06, S. 280. 
117 Vgl. Außenprüfung/Betriebsprüfung, S. 352. 
118 Vgl. Schoor in: Lexikon des Steuerrechts, 123. Lieferung 2019, Schätzung bei Betriebsprüfun-
gen, Rz. 159. 
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Tabelle 3.2-2: Analyse von 120 Kassenbucheinträgen119 

 
Untersucht wurde dabei die erste Ziffer nach dem Komma. Die Summe der einzel-

nen Chi-Quadrat-Werte beträgt 19,333 und ist mit dem kritischen Wert zu verglei-

chen. Wie bereits erläutert ergibt sich bei zehn Ziffern und fünf Prozent Irrtums-

wahrscheinlichkeit ein Wert von 16,919. Da der ermittelte Chi-Quadrat-Wert größer 

ist, lässt sich ableiten, dass die Kassenbuchbeträge nicht gleich verteilt sind.120 

Da der Gesamttest zu Auffälligkeiten geführt hat, sind im nächsten Schritt die ein-

zelnen Ziffern auszuwerten. Zum besseren Überblick bietet sich dabei ein Dia-

gramm mit den bereits in Tabelle 1 berechneten Werten an: 

 
Abbildung 3.2-3: Diagramm zur Tabelle 3.2-1121 

 

 
119 Vgl. Herold, PRev 2/2008, S. 57. 
120 Vgl. ebd.. 
121 Vgl. ebd.. 
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Die Quintessenz aus dem Diagramm ist, dass die Ziffer 9 eine signifikante Abwei-

chung darstellt. Im nächsten Schritt könnte daher die erste Ziffer vor dem Komma 

oder die zwei Ziffern nach dem Komma noch zusätzlich geprüft werden, um fest-

zustellen, ob sich ein Verdacht erhärtet. Die Abweichung sollte grundsätzlich durch 

den Prüfer aufgeklärt werden und eine intensivere Prüfung des Kassenbuchs nach 

sich ziehen.122 

Der Test ist auch auf Datensätze außerhalb der unmittelbaren Buchführung ein-

setzbar, dazu zählt z. B. auch das Fahrtenbuch, wobei die Daten der Wege zwi-

schen Wohnung und Betriebsstätte ausgeschlossen werden sollten.123 

Die Prüfung der ersten Ziffer nach der logarithmischen Häufigkeitsverteilung ist 

insbesondere für moderne bzw. digitale Einnahmenverkürzungen von Relevanz, 

weil die zeitliche Ziffernabfolge, welche von Zufallsgeneratoren erzeugt wird, nicht 

derjenigen entspricht, die natürlich entsteht.124 

3.2.5 Rechtsprechung 

Bereits in einem Strafrechts-Urteil im Jahr 1989 hat der BGH in seiner Urteilsbe-

gründung sowie seinem Orientierungssatz klargestellt, dass gesicherte Tatsa-

chenfeststellungen aus statistischen Wahrscheinlichkeitsrechnungen zu den Mit-

teln der logischen Schlussfolgerung gehören, ebenso wie andere mathematische 

Methoden. Das gilt, wenn die Stichprobe ausreichend groß bemessen und von 

einem Sachverständigen nicht zu beanstanden ist sowie eine Wahrscheinlichkeit 

von 99,5 Prozent vorliegt.125 Somit sind Wahrscheinlichkeitsrechnungen grund-

sätzlich zulässig. 

Innerhalb der Ziffernanalyse ist bei Gerichtsentscheidungen vor allem der Chi-

Quadrat-Test mit der zugrunde gelegten Benford-Verteilung bisher behandelt wor-

den. 

Das FG Münster äußerte sich erstmals 2002 zum Chi-Quadrat-Test. Im vorliegen-

den Fall ging es um die Hinzuschätzung aufgrund mangelnder Kassenaufzeich-

nungen sowie eines auffälligen Chi-Quadrat-Test sowie Zeitreihenvergleichs. Das 

Gericht erkannte die Feststellungen des Prüfers hinsichtlich des Chi-Quadrat-

 
122 Vgl. Herold, PRev 2/2008, S. 57. 
123 Vgl. FG Münster, Urteil vom 07.12.2005. 
124 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 105. 
125 Vgl. BGH, Urteil vom 14.12.1989 – 4 StR 419/89 –. 
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Tests an und nahm die Berechnung in die Urteilsbegründung auf und kam zu dem 

Ergebnis, dass die Kasseneinnahmen unzutreffend aufgezeichnet worden sind.126 

Im Folge Jahr attestierte das FG Münster dem Chi-Quadrat-Test, dass dieser nicht 

zwangsläufig zu dem Ergebnis führen muss, dass Einnahmeaufzeichnungen ma-

nipuliert wurden. Die Analysemethode ist kein Beweis im juristischen Sinne, sie 

kann lediglich Anhaltspunkte für mögliche Unregelmäßigkeiten bei den Kassenauf-

zeichnungen liefern.127 

Bemerkenswert daran ist, dass das Finanzgericht Münster kurze Zeit später selbst 

in einem Streitfall den Chi-Quadrat-Test benutzte und anschließend zu einer Be-

anstandung der vom Steuerpflichtigen präsentierten Daten kam und unter Zuhilfe-

nahme weiterer Methoden die Schätzungsbefugnis bestätigte.128 

Führt ein Steuerpflichtiger die Kasse nur buchmäßig, weil eine Abstimmung mit 

dem ausgezählten Kassenbestand nicht vorgenommen wurde, so kann der Ver-

dacht unvollständiger, ggf. manipulierter Aufzeichnungen durch den Chi-Quadrat-

Test erhärtet werden. Zuschätzungen können dann gerechtfertigt sein, wenn ein 

sog. Zeitreihen-Vergleich die Manipulation bei den Einnahmeaufzeichnungen zu 

bestätigen scheint. Der Verdacht ggf. manipulierter Aufzeichnungen wird nach 

Überzeugung des Senats durch den angewandten Chi-Quadrat-Test erhärtet. Das 

Gericht bestätigt die Annahme, dass die erste und zweite Stelle vor dem Komma 

und die erste Stelle nach dem Komma bei einer relativ großen Menge von Erfas-

sungen gleich verteilt sind. Die gebildeten Merkmalsklassen der Ziffern 0 bis 9 

werden mit den in den Kassenbucheintragungen vorgefundenen Werten vergli-

chen. Im vorliegenden Fall wurde ein Chi-Quadrat-Wert festgestellt, der signifikant 

abwich. Die Betriebsprüfung hat die Kassenaufzeichnungen von allen drei Jahren 

vollständig ausgewertet und mit 365 Tagen pro Jahr eine ausreichende Zahl von 

Werten pro Klassen zu Grunde gelegt. Die Größe des Betriebes und die Vielzahl 

der Produkte lässt die angenommene gleichmäßige Verteilung der Ziffern von 0 

bis 9 als gerechtfertigt erscheinen. Die vorgefundenen nach dieser Methode er-

rechneten Chi-Quadrat-Test-Werte betragen 1998 zwischen 46,73 und 23,46 pro 

betrachteter Ziffer. 1999 liegen die Werte zwischen 35,65 und 29,66. Im Jahre 

2000 betragen sie sogar 75,24, 46,25 und 32,95. Damit weichen sie von den kriti-

schen Werten bzw. Signifikanzwerten ganz erheblich ab. Der Senat wertete das 

Ergebnis als starkes Indiz für die Manipulationen. Dieses Indiz für eine 

 
126 Vgl. FG Münster, Beschluss vom 05.12.2002 – 8 V 5774/02 E, G, U –. 
127 Vgl. FG Münster, Beschluss vom 14.08.2003 – 8 V 2651/03 E,U –. 
128 Vgl. Gebbers, StBp 08/08, S. 209. 
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Manipulation bei den Einnahmeaufzeichnungen wurde weiter erhärtet durch den 

angewandten Zeitreihen-Vergleich. Das Gericht leitete daraus das Recht zur Zu-

schätzung ab.129 

Im Jahr 2004 stützte sich das FG Düsseldorf wiederum auf die Entscheidung des 

FG Münster vom 14. August 2003.130 

Am 7. Dezember 2005 nahm erneut das FG Münster zum Chi-Quadrat-Test Stel-

lung. Zur Anwendung kam die Methode bei Überprüfung eines nicht anerkannten 

Fahrtenbuchs. Der Chi-Quadrat-Test wurde im vorliegenden Sachverhalt dazu ein-

gesetzt, die bereits getätigten Feststellungen zum formell ordnungswidrigen Fahr-

tenbuch zu stützen. Die Anwendung führte im vorliegenden Fall zu einer signifi-

kanten Abweichung. Der Berichterstatter hatte die Eintragungen im Fahrtenbuch 

in den zwei Streitjahren vollständig ausgewertet und dabei mit 434 Eintragungen 

eine ausreichende Anzahlung von Werten pro Klasse zugrunde gelegt. Bei der 

Auswertung hat der Berichterstatter richtigweise wiederholende Fahrten zwischen 

Wohnung und Betriebsstätte nicht berücksichtigt. Der vorgefundene nach dieser 

Methode errechnete Chi-Quadrat-Wert betrug in den beiden Streitjahren 68,25 und 

wich damit von dem Signifikanzwert in Höhe von 21,666 erheblich ab. Darin sah 

der Senat ein zusätzliches starkes Indiz für Manipulationen bei den Aufzeichnun-

gen der Tageskilometerzahlen.131 

Die Anwendung des Chi-Quadrat-Tests im Urteil vom FG Münster ist durchaus 

kritisch zu sehen. Die Benford-Verteilung geht von einer annähernden Gleichver-

teilung erst ab der vierten Stelle vor dem Komma aus. Die Annahme stützt sich 

erst für Fahrten von mindestens 1.000 km. Da in der Praxis Fahrten mit bis zu 

dreistelligen Kilometer-Bereich bei weitem überwiegen, ist die erwartete Gleichver-

teilung zumindest zweifelhaft. Daher wäre bei der erwarteten Häufigkeit von der 

logarithmischen Verteilung anstatt auf die Gleichverteilung nach Benford zurück-

zugreifen.132 Fälschlich wurde im Urteil für eine Wahrscheinlichkeit von 95 Prozent 

ein Signifikanzwert in Höhe von 21,666 angenommen. Gemäß der Formel besteht 

bei 9 Freiheitsgraden ein Signifikanzwert von 16,919. 

In dem BFH-Beschluss vom 14. August 2006 und 21. Juni 2007 wurde von der 

Finanzbehörde gerügt, weshalb die vom Finanzgericht vorhergehende Entschei-

dung des FG Köln ohne Berücksichtigung des Benfords Gesetz und Chi-Quadrat-

 
129 Vgl. FG Münster, Beschluss vom 10.11.2003, Rz. 43. 
130 Vgl. FG Düsseldorf, Beschluss vom 14.04.2004 – 11 V 632/04 A(U) –, Rz. 18. 
131 Vgl. FG Münster, Urteil vom 07.12.2005 – 1 K 6384/03 E –, Rz. 25-28. 
132 Vgl. Gebbers, StBp 10/08, S. 293. 
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Test getroffen wurde. Dem BFH war nicht ersichtlich, inwiefern das Urteil des FG 

auf Grund dessen materiell-rechtlicher Auffassung auf der unterbliebenen Anwen-

dung derartiger Prüfverfahren beruhen kann.133 Somit besteht keine gerichtliche 

Verpflichtung zur Durchführung eines Chi-Quadrat-Tests durch ein Gericht im Rah-

men der Pflicht zur Sachverhaltsklärung.134 

Im Jahr 2009 entschied das Finanzgericht Niedersachsen im Fall eines KFZ-Be-

triebs, dass eine Schätzungsbefugnis nicht daraus folgt, dass der Newcomb-Ben-

ford-Test sowie der Chi-Quadrat-Test Anhaltpunkte für eine Manipulation verein-

nahmter Erlöse aus KFZ-Reparaturen ergeben hätte. Nach Ansicht des Senats 

handelt es sich bei dem Chi-Quadrat-Test unter Berücksichtigung des Newcomb-

Benford-Law um keine von der Rechtsprechung anerkannte Methode, die eine Ein-

nahmenmanipulation sicher belegen. Lassen die Ergebnisse darauf schließen, 

dass die Anzeichen für eine Einnahmemanipulationen vorliegen, ist für einen si-

cheren Beleg zusätzlich eine Geldverkehrs- oder eine Vermögenszuwachsrech-

nung vorzunehmen, die den Verdacht bekräftigen.135 

Dass ein auffälliger Chi-Quadrat-Test alleine nicht zu einer Hinzuschätzungsbe-

fugnis führt, hat auch das FG Rheinland-Pfalz 2011 bestätigt. Denn allein der Um-

stand, dass der Test eine 100 prozentige Manipulationswahrscheinlichkeit erge-

ben hat, rechtfertigt keine Zuschätzung, wenn das häufigere Auftreten bestimmter 

Zahlen sich zwangsläufig aus der Preisgestaltung des Unternehmers ergibt. Im 

vorliegenden Fall eines Friseursalons, bei dem für die Leistungen ausschließlich 

volle bzw. halbe Euro-Beträge berechnet werden, erscheint die Anwendung unge-

eignet. Denn damit werden Verteilungseigenschaften einer statistischen Grundge-

samtheit untersucht. Ausgehend von der Preisliste im Streitfall ergibt sich aber, 

dass naturgemäß die Ziffern 0 wie auch die Ziffern 1, 4 und 5 überdimensional 

häufig auftreten müssten (z. B. Fönfrisur: 15,00 Euro, Färben: 25,00 Euro bzw. 

46,50 Euro, Föhnen: 40,50 Euro).136 Das Urteil zeigt, wie wichtig die sorfältige Prü-

fung der Voraussetzungen bzw. Gegebenheiten ist, um valides Datenmaterial zu 

erhalten. Vor allem ist das „Schuh- und Paketproblem“ zu beachten. Es ist davon 

auszugehen, das bei 100 prozentiger Manipulationswahrscheinlichkeit und einen 

ordnungsgemäßen Test der Sachverhalt durch das Gericht anders beurteilt wor-

den wäre. 

 
133 Vgl. BFH, Beschluss vom 14.08.2006 und BFH, Beschluss vom 21.06.2007. 
134 Vgl. Gebbers, StBp 10/08, S. 293. 
135 Vgl. FG Niedersachsen, Urteil vom 17.11.2009, Rz. 95-97. 
136 Vgl. FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 24.08.2011, Rz. 26. 
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Auch das FG Hamburg hat 2016 bestätigt, dass der Verdacht ggf. manipulierter 

Aufzeichnungen durch die Häufigkeitsanalysen der Betriebsprüfung erhärtet wird 

und die wissenschaftliche Komponente bestätigt. Häufigkeitsanalysen wie die Prü-

fung der Einerstelle von Bareinnahmebeträgen auf die Gleichverteilung unter An-

wendung des Chi-Quadrat-Tests legen aus den Wissenschaften bekannte Vertei-

lungsmuster zugrunde. So resultiert die Gleichverteilung aller zehn Ziffern auf der 

Ein-Euro-Position täglich aufsummierter Kassenerlöse aus der rationellen Logik, 

dass die zufälligen Verkaufshäufigkeiten der Nachfrage multipliziert mit fast allen 

Einzelpreisen Zufallszahlen hervorbringen.137 

Im aktuellsten Urteil des FG Hamburg aus 2019 musste sich das FG nicht damit 

auseinandersetzten, ob der vom Steuerpflichtigen gerügte Chi-Quadrat-Test un-

zutreffend ist, da bereits die Verletzung der formellen Ordnungsmäßigkeit der Kas-

senführung dazu geführt hat, dass keine Gewähr mehr für die Vollständigkeit der 

Erfassung der Bareinnahmen geboten war und somit eine Schätzungsbefugnis 

vorlag. Eine zusätzliche Feststellung materieller Buchführungsmängel war somit 

nicht erforderlich.138 Im Streitfall hatte bei Durchführung des Tests die erste und 

vierte Stelle zu einer Manipulationswahrscheinlichkeit von 100 Prozent geführt. Die 

dritte und vierte Stelle ergab immerhin eine Wahrscheinlichkeit von 97,805 und 

99,758 Prozent.139 

Im Allgemeinen ist in den Sachverhalten zu beobachten, dass stets bei einen auf-

fälligen Chi-Quadrat-Test auch formelle Ordnungswidrigkeiten vorliegen und somit 

bereits eine Schätzungsbefugnis vorliegt. Die Auseinandersetzung mit der mathe-

matisch-statistischen Aussagekraft wurde daher i. d. R. nicht tiefgreifend in den 

Urteilen vorgenommen. 

 Zeitreihenvergleich 

3.3.1 Verfahrensbeschreibung 

Die Grundform des Zeitreihenvergleichs setzt die Aufzeichnungen zu zwei Be-

triebsgrößen in Relation zu einer beliebigen zeitlichen Entwicklung. Das wohl am 

meisten genutzte Verhältnis betrifft die Entwicklung des Rohgewinnaufschlagsat-

zes aus dem Wareneinkauf und -umsatz.140 

 
137 Vgl. FG Hamburg, Beschluss vom 31.10.2016, Rz. 52-54. 
138 Vgl. FG Hamburg, Urteil vom 04.09.2019 – 6 K 14/19 – Rz. 12, 35. 
139 Vgl. FG Niedersachsen, Urteil vom 17.11.2009, Rz. 30. 
140 Vgl. Wähnert, StBp 3/16, S. 61, 62. 
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Abbildung 3.3-1: Standardzeitreihenvergleich141 

 
Eine weiterentwickelte Zeitreihenvariante ist der doppelskalierte Zeitreihenver-

gleich. Darin werden mindestens zwei Größen als Einzelgrafen gegenübergestellt. 

Im Mittelpunkt stehen dabei die Reaktionen der Faktoren aufeinander sowie deren 

kausale Zusammenhänge. Zum Ausgleich möglicher Größenunterschiede werden 

mithilfe zwei unterschiedlicher Y-Achsenskalierungen die Darstellung beider Gra-

fen aufeinander abgestimmt.142 

 
Abbildung 3.3-2: doppeltskalierter Zeitreihenvergleich143 

 
Eine Unterform des Zeitreihenvergleichs ist die sog. Quantilschätzung, die sich der 

mathematisch-statistischen Methode der Standardnormalverteilung bedient. Mit-

tels betrieblicher Daten des Steuerpflichtigen wird eine Spannbreite der Verteilung 

herausgelesen, wozu sich die Quantile genannten Prozentstränge eignen. Diese 

werden zur Einteilung der Datenmenge in den Standardbereich sowie in schwache 

und starke Ausreißer-Werte verwendet. Wenn man die Verhältnisse der Standard-

normalverteilung hierauf überträgt, dann definiert sich der Bereich Mittelwert 

plus/minus mittlerer Abweichung mit dem 16 prozentigen- und dem 

 
141 Vgl. ebd.. 
142 Vgl. Wähnert, StBp 3/16, S. 62. 
143 Vgl. ebd.. 
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84 prozentigen-Quantil. Die 68 Prozent der dazwischen liegenden Daten umfas-

sen die „Normalfälle“. Diese Erkenntnisse werden bei der Quantilsschätzung dazu 

genutzt den normalen Betriebsverlauf ohne relevante Ausreißer-Werte aufzuzei-

gen.144 

Der Schätzungsrahmen anhand der Quantilschätzung könnte wie folgt dargestellt 

werden: 

 
Abbildung 3.3-3: Aufschlagsatzentwicklung mit Quantilbetrachtung145 

 
Im Vergleich zum „normalen“ Zeitreihenvergleich, der i. d. R. einen Zehn-Wochen-

Zeitraum mit dem höchsten gleitenden Rohgewinnaufschlagsatz als maßgeblich 

für das Gesamtjahr ansieht, wird bei der Quantilsschätzung der nächsthöchste ein-

zelne Rohgewinnaufschlagsatz herangezogen, der nach dem Ausscheiden der 

20 Prozent der höchsten Einzelwerte verbleibt.146 

3.3.2 Anwendungsbereiche 

Grundlegend sind Bereiche geeignet, die bei gleichem Angebot nicht ständig neue 

bzw. schwankende Preise verlangen können. Deshalb wird der Zeitreihenvergleich 

häufig bei Prüfungen in gastronomischen Betrieben angewendet. Er unterstellt, 

dass neue Ware immer erst dann eingekauft wird, wenn die alte verbraucht wurde 

und auch keine Lagerhaltung betrieben wird. Ergeben sich hierbei Abweichungen, 

lässt dies Rückschlüsse auf nicht erfasste Einnahmen zu.147 

Der Zeitreihenvergleich eignet sich grundsätzlich nicht nur zur Feststellung von 

Mängeln in der Buchführung als Verprobungsmethode, sondern ebenfalls für die 

 
144 Vgl. Tormöhlen in: Lexikon des Steuerrechts, 123. Lieferung 2019, Schätzung im Steuerstrafver-
fahren, Rz. 25. 
145 Vgl. Wähnert, StBp 11/17, S. 326. 
146 Vgl. ebd.. 
147 Vgl. Schoor in: Lexikon des Steuerrechts, 123. Lieferung 2019, Schätzung bei Betriebsprüfun-
gen, Rz. 161. 



33 
 

Schätzung der Besteuerungsgrundlagen der Höhe nach, da betriebliche Beson-

derheiten durch den Zeitreihenvergleich berücksichtigt werden und aus den erhal-

tenen Informationen sich ein repräsentativer, dem Unternehmen maßgeschneider-

ter Aufschlagsatz ermitteln lässt.148 

Bei Dienstleistungsunternehmen ist der Einsatz des Zeitreihenvergleichs auch für 

den Vergleich von Erlösen mit Löhnen oder dem Abgleich von Kenngrößen außer-

halb der Buchhaltung wie z. B. Zeiterfassungsgeräte denkbar.149 

3.3.3 Rechtsprechung 

Der BFH stellte 2015 in einem Fall der Schank- und Speisewirtschaft erstmalig die 

Anforderungen an die Schätzung mittels eines Zeitreihenvergleichs fest. Im Streit-

fall waren bereits aufgrund formeller Mängel in der Kassenführung die Hinzuschät-

zung nach § 162 Abs. 2 Satz 2 AO vorhanden. Die durch das FA gewählte Schät-

zungsmethode des Zeitreihenvergleichs ist allerdings sowohl unter methodischen 

Aspekten als auch unter Rechtsschutzgesichtspunkten nicht unproblematisch.150 

Der BFH bemerkte, dass der Zeitreihenvergleich einige technisch bedingte Beson-

derheiten aufweist, die zu einer vorsichtigen Beurteilung der Ergebnisse führen 

sollte. Hervorgehoben wurde, dass selbst bei einer formell und materiell ordnungs-

mäßigen Buchführung ein Zeitreihenvergleich immer zu einem Mehrergebnis ge-

genüber der Buchführung führt, da der höchste Rohgewinnaufschlagsatz aller 

Zehn-Wochen-Perioden des Jahres auf den Wareneinsatz für das gesamte Jahr 

angewendet wird. Weil eine absolute Konstanz der wöchentlichen Rohgewinnauf-

schlagsätze in der Praxis auch bei Betrieben mit relativ geringer Lagerhaltung nicht 

vorkommt, muss der höchste Rohgewinnaufschlagsatz aller Zehn-Wochen-Perio-

den eines Jahres denknotwendig über dem durchschnittlichen Rohgewinnauf-

schlagsatz des Gesamtjahres liegen. Daraus schlussfolgerte der Senat, dass die 

vom FA in den Vordergrund seiner Argumentation gestellte Eignung des Zeitrei-

henvergleichs zur Feststellung von Doppelverkürzungen sowohl dem Grunde nach 

als auch der Höhe nach nicht frei von Zweifeln ist.151 

 
148 Vgl. Seer in Tipke/Kruse, AO-Kommentar, 159. Lieferung 01.2020, § 162 AO Rz. 59, 60. 
149 Vgl. Apitz in: Braun/Günther, Das Steuer-Handbuch, 80. Lieferung 12.2019, Kalkulation, graphi-
scher Reihenvergleich. 
150 Vgl. BFH, Urteil vom 25.03.2015 – X R 20/13 –, Rz. 1, 4. 
151 Vgl. BFH, Urteil vom 25.03.2015 – X R 20/13 –, Rz. 38, 39. 
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Dennoch verwarf Senat den Zeitreihenvergleich nicht vollumfänglich, sondern 

schränkte seine Anwendung nur ein. Dabei entwickelte er die sog. „Drei-Stufen-

Theorie“:152 

Die erste Stufe beschreibt, dass beim Vorliegen einer formell ordnungsgemäßen 

Buchführung der Nachweis der materiellen Unrichtigkeit nicht allein durch den Zeit-

reihenvergleich geführt werden kann.153 

Auf der zweiten Stufe führt eine formell fehlerhafte Buchführung nicht sofort zur 

Hinzuschätzung mithilfe des Zeitreihenvergleichs, insofern nicht sicher die materi-

ell fehlerhafte Buchführung nachgewiesen ist. Eine weitere Ausnahme besteht bei 

fehlender Mitwirkung des Steuerpflichtigen oder komplexen betrieblichen bzw. fi-

nanziellen Sachverhalten.154 

In der dritten Stufe führt eine formell wie materiell fehlerhafte Buchführung zur An-

wendungsmöglichkeit eines korrekt durchgeführten Zeitreihenvergleichs auch hin-

sichtlich der Schätzungsmethode, soweit keine andere Methode sich aufdränge. 

Bei Anwendung des Zeitreihenvergleichs sind die Ergebnisse auf Plausibilität zu 

überprüfen und bei verbleibenden Zweifeln durch unter Umständen umfangreiche 

Sicherheitsabschläge zu berücksichtigen.155 

Aus der Finanzverwaltung kamen infolgedessen kritische Stimmen, die vor allem 

darauf hinwiesen, dass die BFH-Rechtsprechung überholt sei, da nunmehr der 

Zeitreihenvergleich mit Quantilsschätzung genutzt wird und dies zu präziseren Er-

gebnissen führe.156 

Diese Einschätzung wurde vom BFH in einem späteren Beschluss nicht geteilt. 

Die Anforderungen, die der Senat in seiner bisherigen Rechtsprechung an die 

Durchführung eines Zeitreihenvergleichs gestellt hat, gelten auch dann, wenn die 

Ergebnisse des Zeitreihenvergleichs durch Vornahme einer Quantilsschätzung 

herangezogen werden. Schließlich kann der Senat nicht erkennen, weshalb ge-

rade der von der Quantilsschätzungs-Software der Finanzverwaltung ausgewor-

fene Wert "am wahrscheinlichsten" sein soll.157 

 
152 Vgl. Nöcker, jurisPR-SteuerR 48/2015. 
153 Vgl. ebd.. 
154 Vgl. ebd.. 
155 Vgl. ebd.. 
156 Vgl. Kulosa, FR 2017, S. 503-504. 
157 Vgl. BFH, Beschluss vom 12.07.2017 – X B 16/17 –, Rz. 107, 108. 
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Auch in einer aktuellen Entscheidung des FG Hamburg wird auf die Entscheidun-

gen des BFH verwiesen und die Kontroverse zur Literaturmeinung aufgegriffen. 

Denn während im Schrifttum vor allem Autoren, die in der Finanzverwaltung tätig 

sind, die Quantilsschätzung für eine sachgerechte Schätzungsmethode halten, 

sieht der BFH diese kritisch. Das FG lies die weitere rechtliche Würdigung dahin-

gestellt, da bereits andere Verprobungsmethoden zu analogen Ergebnissen führ-

ten.158 

Im Handbuch zur SRP wurden die BFH-Entscheidungen inhaltlich als nicht profund 

bemessen und zu den Aussagen umfangreich Stellung genommen. Unter ande-

rem wurden Bedenken des BFH zu Hebelwirkungen infolge von Zuordnungsfeh-

lern in Zeitreihenanalysen geäußert. Diese stammen aus punktuellen Betrachtun-

gen des maximalen 10-Wochen-Aufschlagsatzes, die jedoch durch die Quantilbe-

trachtung sorgfältig ausgeschlossen werden. Zudem sorgt das SRP 

Prüfungssystem für eine Aufdeckung von Sondersachverhalten.159 

Bei Vornahme einer Vollschätzung kann selbstverständlich auch die Quantils-

schätzung nicht die wahren Besteuerungsgrundlagen wiederherstellen. Sie bietet 

jedoch einen realistischen und sehr wahrscheinlichen Schätzungsrahmen. Die Er-

fahrungen aus mehreren tausend Schätzungsfällen zeigen, dass vernünftige, eher 

vorsichtige Schätzungsergebnisse resultieren. Vor allem haben Überprüfungen im 

Rahmen von Fahndungsmaßnahmen gezeigt, dass die tatsächlichen Steuerhin-

terziehungen in nahezu allen Einzelfällen vergleichbar oder sogar höher waren.160 

Der BFH hat grundsätzlich nur den Einzelsachverhalt und keine Vielzahl von Er-

fahrungswerten, worauf zurückgegriffen werden könnte. Daher sind hinsichtlich 

der Argumentationen und Praxiserfahrungen die Entscheidungen umso kritischer 

zu sehen. 

 Strukturanalyse 

Bei der Schichtung von Massedatenbestände (z.B. Konten, Kontenbereiche, Kas-

sendaten) können über die Einteilung der Werte in Klassen, die sog. Werteklassi-

fizierung, die statistischen Verteilungen untersucht werden. Die Analyse erfolgt 

nach der Gaußschen Normalverteilung bzw. logarithmischen Verteilung.161 

 
158 Vgl. FG Hamburg, Urteil vom 04.09.2019 – 6 K 14/19 –, Rz. 45, 46. 
159 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 186-190. 
160 Vgl. ebd.. 
161 Vgl. Apitz in: Braun/Günther, Das Steuer-Handbuch, 80. Lieferung 12.2019, Kalkulation, mathe-
matische Analysen. 
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Die Gaußsche Normalverteilung geht davon aus, dass sehr hohe und sehr niedrige 

Werte sehr selten vorkommen und sich die Mehrheit in der Mitte bewegt. Das vi-

sualisierte Ergebnis wird auch als Gaußsche Glocke bezeichnet. Außreiser werden 

sofort sichtbar und die Ergebnisse können bei Auffälligkeiten mit den Chi-Quadrat-

Test überprüft werden.162 

 SRP 

3.5.1 Verfahrensbeschreibung 

Die SRP wurde nach und nach von den meisten deutschen Bundesländern über-

nommen. Das System bietet einen schnellen Einstieg und guten Überblick über 

die Integrität der Buchführung. Das bislang interne Handbuch zur SRP ist 2019 

von der Finanzverwaltung Schleswig-Holstein veröffentlicht worden. Vor allem vor 

dem Hintergrund der Transparenz und Nachvollziehbarkeit. Entwickelt wurde die 

SRP vor zwölf Jahren von dem Betriebsprüfer Andreas Wähnert.163 

Zu einem besseren Verständnis setzt die SRP vordringlich auf die Visualisierung 

von Besteuerungsdaten, denn „ein Bild sagt mehr als tausend Worte bzw. Zah-

len“.164 

Eine besondere Fähigkeit der SRP ist die Betrachtung der Buchführung aus meh-

reren Perspektiven und damit eine genauere Darstellung des Status quo. Als Ver-

gleich kann hier die Diagnostik aus der Medizin herangezogen werden. Einzelne 

Schichtaufnahme von Körperregionen sind nur Ausschnitte. Erst die Rekonstruk-

tion zu einer dreidimensionalen Aufnahme lässt die Gesamtsituation besser beur-

teilen.165 

Ziel der SRP ist es nicht, andere Methoden der Prüfer zu verdrängen. Vielmehr 

ergänzt diese das Gesamtbild und dient als Orientierungshilfe für eine sachge-

rechte Einschätzung der angemessenen Prüfungstiefe und zum Einsatz der wei-

teren Methoden.166 Durch die Indiziengesamtheiten ist die Wahrscheinlichkeit fer-

ner deutlich größer, dass die Schwelle des § 158 AO erreicht wird und somit die 

Schätzungsbefugnis nach § 162 Abs. 2 Satz 2 AO eröffnet wird.167 

 
162 Vgl. ebd.. 
163 Vgl. Scholz, AO-StB 2019, S. 226. 
164 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 11. 
165 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 22, 23. 
166 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 27. 
167 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 31. 
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Die SRP besteht aus zwei Teilen. Im ersten Schritt werden verschiedene Parame-

ter des Betriebs wie z. B. Warenfluss in einer Zeitreihenanalyse aufbereitet. Im 

zweiten Schritt suchen systematisch verknüpfte musterbasierte Häufigkeitsunter-

suchungen allgemein nach Musterstörungen speziell in manipulationsanfälligen 

Betriebsdaten - insbesondere in Tageskasseneinnahmen - nach eindeutigen Ein-

griffsspuren.168 

Zur Umsetzung stehen die Vorlagen SRP-BWA und SRP-Stochastik zur Verfü-

gung. Die Nutzung der SRP-Vorlagen erfolgt dabei mit IDEA im Zusammenspiel 

mit einem Tabellenkalkulationsprogramm.169 

Vor der Nutzung der SRP-Vorlagen sieht das SRP-Handbuch die Formalprüfung 

anhand der GoBD vor. Die zentralen Fragen der Prüfung sind vor allem die Nach-

vollziehbarkeit und die Unveränderbarkeit der Aufzeichnungen. Die Prüfung ist vor 

allem bei Kassenprüfungen interessant. Die Prüfung erfolgt vorwiegend durch die 

Kontrolle der Tagesendsummenbons (Z-Bons) und der Sequenznummern.170 

3.5.2 SRP-BWA 

Die SRP setzt primär auf einen doppelskalierten Zeitreihenvergleich und bietet ei-

nen großen Vorlagenumfang von mannigfaltigen Zeitreihenvergleichen mit der 

Auswertung verschiedener Betriebskennzahlen, um eine umfassende Beurteilung 

vornehmen zu können.171 

 

 
168 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 9. 
169 Vgl. ebd.. 
170 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 40-42, 47. 
171 Vgl. ebd.. 
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Abbildung 3.5-1: doppeltskalierter Zeitreihenvergleich172 
 

Anhand des Diagramms lässt sich unstrittig ablesen, dass grundsätzlich ein enger 

Zusammenhang der beiden Betriebsfaktoren besteht. Während sich der überhöhte 

Wareneinkauf in Oktober 2007 zumindest teilweise durch den Vormonat aufhebt, 

offenbart sich mit dem fehlenden Anstieg in Dezember 2006 eine Regelstörung, 

die einer intensiveren Prüfung bedarf.173 

Zur richtigen Einordnung und Plausibilität der Ergebnisse sind grundlegende Infor-

mationen über den Betrieb sinnvoll und zweckmäßig. So sollten Erkenntnisse über 

Ablauforganisation, Erfassung der Geschäftsvorfälle sowie zur unternehmerischen 

Kompetenz vorliegen. Folglich wäre bei einem Gemüsehändler mit einer geringen 

Haltbarkeit von Waren eine regelmäßige Schwankung des Absatzes aller zwei Wo-

chen nicht nachvollziehbar.174 

Sind nach einen vergleichsweise groben Betrachtungsintervall bereits einzelne 

Auffälligkeiten sichtbar, so kann im nächsten Schritt das Intervall im betreffenden 

Bereich eingegrenzt werden. Zudem können gleitende Zeitreihen die Robustheit 

längerer Vergleichsperioden mit der Detailliertheit von kürzeren verbinden.175 

 
Abbildung 3.5-2: gleitender Zeitreihenvergleich176 

 
Zur weiteren Konkretisierung des bereits zuvor behandelten Sachverhalts bietet 

die SRP-Vorlage ein gleitendes Zeitreihenmodell. Die Auswertungsform bewirkt, 

dass ein besonderer Einzelsachverhalt, der ursächlich für die beobachtete Störung 

 
172 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 60. 
173 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 49, 60. 
174 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 52-57. 
175 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 60-75. 
176 Vgl. ebd.. 
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ist, an zwei Punkten des Diagramms den Grafen sprunghaft verzerren muss. Im 

oberen Diagramm ist dementsprechend ein plötzliches Ansteigen des Aufschlag-

satzes im Intervall 1.11.2006 bis 31.12.2006 zu erkennen. Durch eine Filterung im 

Wareneinkauf im zu prüfenden Intervall lässt sich zügig ein hoher Negativbetrag 

auffinden. Nach Sichtung der Belege wurde festgestellt, dass es sich um eine Bo-

nuszahlung handelte, die nicht über ein Extrakonto gebucht worden ist. Konse-

quenz ist, dass die Behandlung etwaiger Boni im Folgejahr intensiv geprüft werden 

sollte.177 

Für weitere Störungen bietet die Vorlage eine Rückrechnung von Warenbestän-

den, die Beseitigung von konjunkturellen Preiseinflüssen, Kostenzeitreihen mit 

Löhnen oder auch Wetterzeitreihen an. Kostenzeitreihen oder ähnliche bieten den 

Vorteil, dass sie deutlich schwieriger systematisch zu unterwandern sind.178 

3.5.3 SRP-Stochastik 

Im zweiten Teilbereich und damit zur Abrundung eines schlüssigen Gesamtbilds 

bedient sich die SRP der Grundsätze von verschiedenen Analyseverfahren der 

Stochastik. 

Die SRP konzentriert sich dabei auf zwei praxistypische Manipulationsarten. Dazu 

zählen das freie Erfinden von Besteuerungsdaten sowie die Spitzeneingriffe als 

verstärkte Verkürzung in hohe Tageseinnahmen.179 

Grundsätzlich beginnt die Prüfung mit der Ziffernanalyse anhand der bereits be-

schriebenen Verfahren des Chi-Quadrats-Tests und des Benfords Gesetz. Werden 

darin Auffälligkeiten entdeckt, so folgt in der Vorlage als nächstes die Prüfung, ob 

betriebliche Ursachen vorliegen.180 

Anschließend wird eine Werteklassifizierung bzw. Schichtung durchgeführt, wel-

che keine eigenen Prüfungsverfahren darstellen, sondern zur Verbildlichung der 

Häufigkeitsmuster dienen. Zum Schluss des SRP-Prüfschemas erfolgt die Vertei-

lungsanalyse, welche anhand der Logarithmischen Normalverteilung vorgenom-

men wird und Spuren von Spitzeneingriffen aufdecken soll.181 

 
177 Vgl. ebd.. 
178 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 79, 86, 89-92. 
179 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 101. 
180 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 102. 
181 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 126, 137. 
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Auffällige klärungsbedürftige Diagramme der Schichtungs- und Verteilungsana-

lyse geben folgendes Bild: 

 
Abbildung 3.5-3: Schichtungsanalyse182 

 

 
Abbildung 3.5-4: Verteilungsanalyse183 

 
Nachdem anhand der Vorlagen sämtliche Tests durchgeführt worden sind, können 

entsprechende Schlussfolgerungen bezüglich § 158 AO i. V. m. § 162 Abs. 2 Satz 

2 AO getroffen werden. 

3.5.4 Rechtsprechung 

Bisher fand die SRP als Gesamtkonstrukt wenig bis keine Beachtung in der Recht-

sprechung. Das liegt vor allem daran, dass die Gerichte eher die einzelnen Metho-

den, welche Grund zur Beanstandung geben, beurteilen. Dazu sei auf die Recht-

sprechung zur Ziffernanalyse und der Zeitreihenvergleiche verwiesen. 

 
182 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 135. 
183 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 147. 
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 Einsatz von künstlicher Intelligenz 

Die Entwicklung der Datenanalyse folgt augenfällig zwei Trends. Zum einen wei-

test mögliche Automatisierung durch KI auf der Basis selbstlernender Algorithmen 

sowie dem Ausreizen der inzwischen durchaus akzeptierten Verfahren u. a. durch 

Visualisierungsvorteile mit gleichzeitiger Bereitstellung vieler Datenverbildlichun-

gen.184 

Durch die zunehmende Automatisierung von Prozessen stellt sich die Frage, ob 

Algorithmen stets leistungsstärker sind als menschliche Erfahrung und Intuition. 

Die Erfahrungen auf Landes- und Bundesebene mit der SRP belegen, dass insbe-

sondere die menschliche Intuition i. V. m. der digitalen Datenanalyse zu überzeu-

genden Ergebnissen führt.185 

In der „KI-Diskussion“ geht es im Grunde darum, ob menschenunabhängige 

selbstlernende Algorithmen die bessere Lösung darstellen, als das Personal er-

folgreich auf die Anwendung digitaler Hilfsmittel anzulernen. Im Gegensatz zur 

strukturierten Vorgehensweise eines Algorithmus werden die Informationen von 

den menschlichen Sinnen nicht geordnet verarbeitet, sondern chaotisch-assozia-

tiv.186 

Neben den unterschiedlichen Ansätzen ist auch kritisch zu hinterfragen, ob die 

selbstlernende Anpassung von Analysealgorithmen überhaupt nachprüfbar und 

nachvollziehbar sind. Vielmehr ist daraus zu schließen, dass es den Menschen 

zunehmend aus dem Prozess ausgrenzt.187 

Daher sollten für die künftigen Entwicklungen die Vorteile beider Sphären vereint 

werden um Synergieeffekte zu Erzeugen und dem Ziel einer effektiven gleichmä-

ßigen Besteuerung noch näher zu kommen. 

 Folgen von Manipulation 

3.7.1 Schätzung 

Gemäß § 162 Abs. 2 Satz 2 AO sind die Besteuerungsgrundlagen zu schätzen, 

wenn die Buchführung oder die Aufzeichnungen der Besteuerung nicht nach § 158 

AO zugrunde gelegt werden können. 

 
184 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 165. 
185 Vgl. Giezek/Wähnert, DB 2017, S. 1707. 
186 Vgl. Giezek/Wähnert, DB 2017, S. 1708. 
187 Vgl. Handbuch zur SRP, S. 165. 
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Nach § 158 AO ist die Buchführung und die Aufzeichnungen des Steuerpflichtigen, 

die den Vorschriften der §§ 140 ff. AO entsprechen, der Besteuerung zugrunde zu 

legen, soweit nach den Umständen des Einzelfalls kein Anlass besteht ihre sach-

liche Richtigkeit zu beanstanden. 

Der Gesetzgeber gewährt durch die Vorschrift einer formell ordnungsgemäß ge-

führten Buchführung einen Vertrauensvorschuss und begründet eine widerlegbare 

Rechtsvermutung hinsichtlich der sachlichen Richtigkeit bzw. materiellen Ord-

nungsmäßigkeit, die die Finanzbehörde zu widerlegen hat. Der Beweis bzw. die 

Erschütterung der sachlichen Richtigkeit kann durch zwei verschiedene Varianten 

erfolgen. Zum einen durch die Überprüfung einzelner Geschäftsvorfälle, der sog. 

Einzel- oder Stichprobenprüfung. Zum anderen durch den Nachweis die Buchfüh-

rung als Gesamtwerk mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit sachlich als 

nicht richtig festzustellen.188 Die letztgenannte Variante ist für die Überprüfung mit 

Verprobungsmethoden wie den mathematisch-statistischen Verfahren einschlä-

gig. 

Ist die Rechtsvermutung gemäß § 158 AO widerlegt, eröffnet sich nach § 162 Abs. 

2 Satz 2 AO die Schätzungsbefugnis. Die Befugnis reicht aber nur soweit die Buch-

führung sachlich unrichtig ist, d. h. ggf. ist statt der Vollschätzung eine Teil-/Ergän-

zungsschätzung durchzuführen. Innerhalb des Schätzungsrahmens ist die Ermitt-

lung der Besteuerungsgrundlagen mit der größtmöglichen Wahrscheinlichkeit zu 

wählen. Dabei sind vor allem die betrieblichen Besonderheiten zu berücksichti-

gen.189 

3.7.2 Strafrecht 

„Ergeben sich während einer Außenprüfung zureichende tatsächliche Anhalts-

punkte für eine Straftat (§ 152 Abs. 2 StPO), deren Ermittlung der Finanzbehörde 

obliegt, so ist die für die Bearbeitung dieser Straftat zuständige Stelle unverzüglich 

zu unterrichten. Dies gilt auch, wenn lediglich die Möglichkeit besteht, dass ein 

Strafverfahren durchgeführt werden muss.“190 

§ 10 Abs. 1 Satz 1 und 2 BpO präzisiert den in den §§ 386 AO, 152 Abs. 2, 160, 

163 StPO verankerten allgemeinen strafrechtlichen Grundsatz des Legalitätsprin-

zips. Danach kann der zur Ermittlungspflicht führende Anfangsverdacht nur dann 

angenommen werden, wenn sich dieser auf zureichende tatsächliche 

 
188 Vgl. Seer in Tipke/Kruse, AO-Kommentar, 159. Lieferung 01.2020, § 158 AO Rz 3, 4. 
189 Vgl. Seer in Tipke/Kruse, AO-Kommentar, 159. Lieferung 01.2020, § 158 AO Rz 10, 14, 16. 
190 § 10 Abs. 1 Satz 1 und 2 BpO. 
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Anhaltspunkte stützen lässt oder die Möglichkeit dazu besteht. In den genannten 

Fällen ist die BuStra zu informieren und aufgrund des Beweisverwertungsverbots 

keine weiteren Sachverhaltsermittlungen durchzuführen.191 

Grundsätzlich liegen keine Anhaltspunkte nach den oben genannten Vorschriften 

vor, wenn die Durchführung von Kalkulationen und Verprobungen wie Geldver-

kehrsrechnungen, Richtsatzverprobungen, Chi-Quadrat-Test oder Zeitreihenver-

gleich Differenzen aufzeigen. Dies gilt jedoch nicht, wenn bereits durch andere 

Feststellungen Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Straftat gegeben sind. Dazu 

könnte eine ausgewertete Kontrollmitteilung zählen, die bereits dargelegt hat, dass 

Einnahmen nicht vollständig erklärt worden sind.192 

 
191 Vgl. Meyers in: Braun/Günther, Das Steuer-Handbuch, 80. Lieferung 12.2019, Außenprüfung, 
Durchführung, Verhalten Prüfer bei Verdacht Steuerstraftat. 
192 Vgl. ebd.. 
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 Manipulationspsychologie 

Um Manipulationen aufzudecken, ist es für die Entwicklung und Anwendung der 

Methoden ratsam, auch den psychologischen Aspekt eines Steuerpflichtigen zu 

untersuchen. Die Erkenntnisse können relevante Ansatzpunkte für Bereiche der 

Prüfung liefern und Risikobereiche aufdecken sowie bei der Programmierung von 

Vorlagen von Nutzen sein. 

Bedenklich erscheint ein zunehmender Verfall der Steuermoral. Immer raffiniertere 

Manipulationswerkzeuge selbst in Ehrenhaften Berufsständen wie Apotheken las-

sen aufhorchen. Selbst bei zeitgemäßen Prüfungsverfahren und modernen Daten-

zugriffsmethoden sinken die Zahlen der aufgedeckten Steuerhinterziehungen 

nicht. Die Antwort auf diesen scheinbaren Widerspruch kann die menschliche 

Komponente der Manipulation geben.193 

Nach dem gegenwärtigen Stand der Wissenschaft regt eine aktive Manipulation 

regelmäßig das Unrechtsbewusstsein an und sorgt bei Ausführung mit einer Adre-

nalinausschüttung. Infolge einer gelungenen Aktion wird das emotionale Beloh-

nungszentrum angeregt, welches über den Botenstoff Dopamin Wohlbefinden 

ausschüttet. Die Dopaminausschüttung initiiert eine Abhängigkeit.194 Infolgedes-

sen ist grundsätzlich davon auszugehen, dass Manipulationen keine einmaligen, 

sondern permanente Sachverhalte sind. 

In der Regel ist der Mensch als ausführendes Organ emotional, statt rational in 

Fällen einer Manipulation federführend. Das führt mindestens mittelfristig zu ent-

deckbaren Spuren. Ein weiterer Ansatz zeigt sich beim freien Erfinden von Zahlen, 

wovon sich wie bereits beschrieben, der Chi-Quadrat-Test bedient. 

 
193 Vgl. Wähnert, StBp 4/13, S. 102. 
194 Vgl. Wähnert, StBp 4/13, S. 103, 104. 
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 Schlusswort 

Zusammenfassend lässt sich aus den bisherigen Urteilen zu den Mathematisch-

statistischen Methoden vor allem eine Uneinigkeit sowie eine fehlende klare Fest-

stellung über deren Beurteilung resümieren. Die Urteile erkennen die Verfahren 

nicht eindeutig an, aber verwerfen sie auch nicht und werden darüber für zulässig 

befunden. 

Die Unentschlossenheit lässt sich vor allem aus der Komplexität der Mathemati-

schen Berechnungen unter Berücksichtigung der betrieblichen Besonderheiten er-

klären. 

Dazu sei der Beschluss des FG Münster aufgeführt, indem das Sicherheitsmaß 

von 95 Prozent angegeben und gleichzeitig ein kritischer Wert von 30 für den Chi-

Quadrat-Test genannt wird, aus welchem ein Maß von 99,995613 Prozent resul-

tiert.195 

Umso bedeutender sind gut geschulte Prüfer und gut entwickelte Softwaresys-

teme, die eine exakte Aufarbeitung mit nahezu ausgeschlossener Angriffsfläche 

bieten. Die Ressourcen der Erkenntnisse der Naturwissenschaften nicht zu nutzen 

wäre durchaus fahrlässig, da diese die digitale Betriebsprüfung effektiv und effi-

zient gestalten.  

Zudem ist die Optimierung bestehender Verfahren und die Entwicklung neuer Ver-

fahren ein Prozess, der stetig vorangetrieben werden sollte, insbesondere unter 

dem Gesichtspunkt immer größeren Datenmengen im Rahmen der Digitalisierung 

und immer ausgeklügelter Manipulationstechniken. 

Aus den gewonnenen Erkenntnissen gilt zum gegenwärtigen Zeitpunkt hinsichtlich 

der Anwendung von mathematisch-statistischen Methoden im Rahmen der digita-

len Außenprüfung der aus dem analogen Zeitalter stammender juristischer Grund-

satz „es kommt drauf an“. 

 

 
195 Vgl. Schütt, StBp 2018, S. 326. 
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